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Expertise





Vorwort

Eine der derzeit wichtigsten Aufgaben des deut-
schen Bildungssystems besteht darin, eine Praxis 
der Vielfalt und Inklusion umzusetzen und nachhaltig 
zu implementieren. Nicht erst seit den PISA - Stu-
dien der OECD nehmen Auseinandersetzungen zu 
Heterogenität und Vielfalt einen hohen Stellenwert in 
der pädagogischen Diskussion ein. Die Anerkennung 
von Pluralität, Heterogenität und Chancengleichheit 
begleitet die Bildungsdiskurse bereits seit vier Jahr-
zehnten. Mit der Erklärung der UNESCO in Sala-
manca im Jahr 1994 fand die Debatte um inklusive 
und diskriminierungsfreie Bildungszugänge erstmals 
breite internationale Anerkennung. 

Inzwischen haben zahlreiche Bildungsstudien ge-
zeigt, dass bedürfnisorientierte und chancenge-
rechte Perspektiven notwendig sind, um allen jungen 
Menschen Bildungszugänge zu ermöglichen, die in-
klusiv und diskriminierungsfrei sind. Denn nicht alle 
Kinder und Jugendlichen haben die gleichen Startbe-
dingungen für ein sicheres  und gesundes Aufwach-
sen. So hängen Bildungsbiographien, Gesundheits-
zustand und Wohlbefinden vielfach in Deutschland 
von der sozialen Herkunft und Lebenslage ab. Das 
deutsche Bildungssystem verstärkt dabei soziale 
Chancenungleichheit, beispielsweise im Hinblick auf 
gelingende Bildungsübergänge oder die effektive 
Nutzung von Lerngelegenheiten und schafft damit 
Zugangsbarrieren. So hat der dritte Bildungsbericht 
der Bundesregierung aus dem Jahre 2010 wiederholt 
gezeigt: soziale Herkunft und eine erfolgreiche Bil-
dungsbiografie hängen eng zusammen.  

Für die Bildungsinstitution Schule bedeutet dies, 
Schule so zu gestalten, dass sie den vielfältigen Le-
benslagen von Kindern und Jugendlichen gerecht 
wird. Als Kooperationspartnerin von Schule leistet 
Jugendsozialarbeit dazu einen wichtigen Beitrag, 
in dem sie jungen Menschen Möglichkeiten für ein 
gesundes und chancengerechtes Aufwachsen be-
reitstellt. Voraussetzung wirksamer pädagogischer 
Konzepte ist  die Anerkennung von Vielfalt als Aus-
gangsbasis des Schullebens und des Unterrichts – 
ohne jedoch wiederum differenzierte Gruppen in der 
Klassengemeinschaft zu bilden. 

Jede/r Schüler/in muss das Recht eingelöst wissen, 
sich in der Repräsentation gesamter gesellschaft-
licher Vielfalt als Individuum mit seinen einzigartigen 
Fähigkeiten und Kompetenzen berücksichtigt zu se-
hen, ohne durch äußere Zuschreibungen benachtei-
ligt, diskriminiert, ausgegrenzt und stigmatisiert zu 
werden1. Kindern und Jugendlichen soll es ermög-
licht werden, die eigene Identität zu finden - fernab 
von kollektiven Zuschreibungen und essentialis-
tischen Differenzzuweisungen. 

Vor diesem Hintergrund hat das Deutsche Rote 
Kreuz (DRK) die vorliegende Expertise „Bildung viel-
fältig gestalten – Beiträge der Jugendsozialarbeit“ 
in Auftrag gegeben, in deren Mittelpunkt die Frage 
steht, wie Jugendsozialarbeit und Schule innerhalb 
ihrer Kooperation dazu beitragen können, chancen-
gerechte Zugänge zu Gesellschaft und Arbeitswelt 
zu fördern, Vielfalt als Ressource zu begreifen und 
Benachteiligungen abzubauen. 

Die Expertise wurde durch das Institut für Sozialar-
beit und Sozialpädagogik (ISS) e.V. für das Deutsche 
Rote Kreuz im Rahmen seiner Aufgaben für den Ko-
operationsverbund Jugendsozialarbeit erstellt. Das 
Deutsche Rote Kreuz bearbeitet für den Koopera-
tionsverbund Jugendsozialarbeit federführend das 
Themengebiet „Jugendsozialarbeit an Schule“. Die 
vorliegende Expertise möchte zur fachlich-konzepti-
onellen Weiterentwicklung anregen und zielt darüber 
hinaus auf eine wirksame Interessenvertretung bei 
gemeinsamen und bundeszentralen Anliegen des 
Kooperationsverbundes Jugendsozialarbeit.  

Franziska Schmidt
Referentin für Jugendsozialarbeit,
Berlin, im April 2012

1 vgl. Volkholz,S.: „Die Rolle der schulischen Bildung für die soziale Integration“ in Detting/Gerometta (Hg.): „Vorteil Vielfalt. Herausforderungen und Per-
 spektiven einer Offenen Gesellschaft“, Wiesbaden 2007
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1 Ausgangslage
Lebenslagen, Einstellungen sowie familiäre und in-
dividuelle Ressourcen finden in jeder, besonders 
aber in einer hochdifferenzierten Gesellschaft wie 
der unseren, vielfältige Ausprägungen. Diese Diffe-
renzierung der gesellschaftlichen Facetten spiegelt 
sich auch in den unterschiedlichen Ausgangsbe-
dingungen von Kindern und Jugendlichen, die sich 
wiederum auf die Teilhabechancen an verschiedenen 
gesellschaftlichen Bereichen auswirken. Besonders 
deutlich wurden in der Diskussion der vergangenen 
Jahre die Unterschiede in den Zugängen zum Bil-
dungsbereich, in dem zugleich die Weichen für die 
spätere Lebensführung und die Zugänge zum Ar-
beitsmarkt gestellt werden. 

Internationale Vergleichsstudien wie PISA und 
IGLU/PRILS haben mehrfach gezeigt, dass gerade 
in Deutschland ein deutlicher Zusammenhang zwi-
schen Bildungsbeteiligung und familiärer Herkunft 
besteht. Immer noch hängt der Bildungserfolg stark 
von dem sozioökonomischen Hintergrund der Kin-
der und Jugendlichen ab (vgl. Bertelsmann Stiftung 
2011: 18).

Im Rahmen der Indikatoren für Soziale Gerechtigkeit 
der OECD nimmt Deutschland auch im Jahr 2011 in 
Hinblick auf die Bildungszugänge nur Platz 22 von 
31 ein (Bertelsmann Stiftung 2011: 19). „Die Selek-
tion im Bildungssystem findet nicht über die eigent-
liche Leistungsfähigkeit der Lernenden statt, sondern 
folgt − indirekt vermittelt − der Heterogenität in den 
nicht-kognitiven Ausgangsbedingungen der Schüler/
innen.“ (Aktionsrat Bildung 2007) 

Gerade diese Heterogenität wird im deutschen 
Schulsystem häufig als „Problem“ betrachtet. Kinder 
und Jugendliche, die nicht dem Ideal einer mittelstän-
disch geprägten deutschen „Leitkultur“ entsprechen, 
verfügen häufig über geringere Bildungschancen. 
Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund 
sind z.B. überproportional häufig an Hauptschulen 
anzutreffen (31,6% gegenüber 16,6% der Schüle-
rinnen und Schüler ohne Migrationshintergrund; vgl. 
Konsortium Bildungsberichterstattung 2006: 151f.). 

Die Gründe dafür sind mehrdimensional: Auf indi-
vidueller Ebene haben Schülerinnen und Schüler 
aus sozioökonomisch schwächeren Familien meist 
weniger gute Voraussetzungen (z.B. in der Leseso-

zialisation) und Unterstützung im Elternhaus (z.B. in 
der Gymnasialpräferenz). Auf institutioneller Ebene 
erhalten sie deutlich seltener eine Empfehlung für 
höhere weiterführende Schulen durch die Lehrkräf-
te. Und schließlich sorgt die frühe Trennung in hie-
rarchisch gegliederte Schultypen auf struktureller 
Ebene für eine soziale Segregation auch unter He-
ranwachsenden (vgl. Valtin 2008: 12).  

Die unterschiedlichen Bedarfe von Schülerinnen und 
Schülern (z.B. Lerntempo, Aufnahmefähigkeit, Inte-
ressenslagen, Muttersprachlichkeit) werden in der 
Schulstruktur nur selten berücksichtigt, sondern es 
werden meist allgemeine Standards, die von ma-
ximalen Ausgangsvoraussetzungen ausgehen, als 
Maß für alle angesetzt (Duncker 2009: 230ff.).

Schülerinnen und Schüler, die nicht einer homoge-
nisierenden Vorstellung von „Normalität“ entspre-
chen, stehen damit bisher nicht nur vor besonders 
hohen strukturellen Barrieren, sondern sehen sich 
zudem aufgrund ihrer „Normabweichung“ oft im 
Scheinwerferlicht defizit- und problemorientierter 
Analysen.

Vor dem Hintergrund eines wachsenden gesell-
schaftlichen Drucks auf Kinder, Jugendliche und de-
ren Familien sieht sich auch die Jugendhilfe im Allge-
meinen und die Jugendsozialarbeit im Besonderen 
einem steigenden Bedarf gegenüber, die struktu-
rellen Disparitäten auszugleichen.

Es stellt sich daher die Frage, wie eine Bildung ge-
staltet werden kann, welche die Heterogenität der 
Gesellschaft aufnimmt, die Vielfalt von Schülerinnen 
und Schülern positiv umsetzt und eine gleichberech-
tigte Bildung für alle ermöglicht. 

Trotz zahlreicher guter Ansätze stellen sich ver-
schiedene Herausforderungen für die Kooperation 
zwischen Jugendsozialarbeit und Schule. So er-
schweren z.B. der unterschiedliche Gebrauch der 
Terminologie sowie differierende Konzepte und An-
sätze die Verständigung zwischen Systemen, Pro-
jekten, Akteuren und Professionen. Auch bestehen 
noch Lücken in den Überlegungen, wie eine gemein-
same Förderung einer an Vielfalt orientierten Bildung 
ausgestaltet sein kann.
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Das Deutsche Rote Kreuz, das im Rahmen des Ko-
operationsverbunds Jugendsozialarbeit das Thema 
„Jugendsozialarbeit und Schule“ federführend be-
arbeitet, hat daher das Institut für Sozialarbeit und 
Sozialpädagogik e.V. (ISS), Frankfurt a.M. mit der 
Erstellung dieser Expertise zum Thema „Bildung viel-
fältig gestalten – Beiträge der Jugendsozialarbeit“ 
beauftragt.

Ziel dieser Expertise ist, einen Überblick über die be-
stehenden theoretischen Grundlagen, Begriffe und 
Konzepte zu bieten, die zum Thema „Bildung viel-
fältig gestalten“ diskutiert werden und erste Grund-
linien, Rahmenbedingungen und Handlungsansätze, 
besonders mit Blick auf die Jugendsozialarbeit, dar-
zustellen.

1.1 Heterogenität als „Problem“ von Bildung

Der klassische Auftrag von Schule beinhaltet neben 
Qualifizierung und Sozialisation als weiteres Element 
die Selektion als Ausleseprozess (vgl. Fend 1980) 
vor dem Hintergrund der Differenzierung von Lei-
stungsfähigkeit in verschiedene Gruppen. Dies spie-
gelt sich nicht nur im stark selektierenden deutschen 
Bildungssystem, sondern auch in Vorstellungen einer 
einheitlichen Norm – oder eines Standards – als Maß 
für Leistung wieder.  

Schule als, im traditionellen Verständnis, normori-
entierte und normierende gesellschaftliche Instanz 
kann jedoch der Vielfalt an Lebensbedingungen 
und Ausgangslagen ihrer Schülerinnen und Schü-
ler nur schwer Rechnung tragen. Vielmehr wird die 
Heterogenität von Schülerinnen und Schülern zum 
„Problem“. Dies äußert sich z.B. in der häufig gestell-
ten Frage „Wie viel Heterogenität kann Bildung aus-
halten?“ (s. u.a. Duncker 2009: 225). 

Aus dieser defizitorientierten Perspektive heraus 
werden die großen Unterschiede zwischen Schüle-
rinnen und Schülern vorrangig auf drei Ebenen ver-
ortet:

1) „Unterschiedliche Bereitschaft von Jugendlichen 
und Elternhaus“: Schulische „Defizite“ werden 
v.a. auf mangelnde Fähigkeiten oder Leistungs-
bereitschaft von Schülerinnen und Schülern und/
oder auf mangelnde Sozialisation im Elternhaus 
zurückgeführt. Diese Perspektive individualisiert 
jedoch die soziostrukturellen Problemstellungen.

 
2) „Defizite der Unterrichtsgestaltung“: Schulische 

„Defizite“ vor dem Hintergrund einer einheitlichen 
Norm werden auf die Unfähigkeit von Lehrkräf-
ten zurückgeführt, die Vielfalt von Schülerinnen 
und Schülern aufzugreifen. Unterschiede in den 
Ausgangslagen werden dabei erkannt, der Um-
gang damit – vor allem in der alleinigen Fokus-

sierung auf einen binnendifferenzierten Unter-
richt – jedoch an einzelne Fachkräfte verwiesen. 
Ein solcher Ansatz, sofern er als einzige Lösung 
gedacht wird, personalisiert die konzeptionellen 
und strukturellen Defizite des Bildungssystems 
und macht gesellschaftliche Probleme zum Auf-
trag der einzelnen Lehrkraft (vgl. Duncker 2009: 
226). 

3) „Mängel der Schule“: Der in diesem Zusammen-
hang häufig diskutierte Hinweis auf die Erforder-
nisse einer globalisierten Wirtschaft weist auf 
die Diskrepanz zwischen den Leistungsanforde-
rungen und der unterschiedlichen Leistungsfä-
higkeit von SchülerInnen hin und sieht darin ein 
Versagen des Schulsystems. 

Die „Schuldverortung“ auf einer bestimmten Ebe-
ne, d.h. die Personalisierung gesellschaftlicher Pro-
blemstellungen, die Verortung der gesellschaftlichen 
Verantwortung bei den Lehrkräften oder die alleinige 
wirtschaftliche Nutzungsorientierung, werden jedoch 
weder den Fragestellungen gerecht, die sich im Zu-
sammenhang mit gesellschaftlicher Heterogenität 
stellen, noch bieten sie Lösungsansätze (vgl. Null-
meier 2010). Vielmehr sind ein Wandel des gesamt-
gesellschaftlichen Systems hin zu einer Kultur der 
Wertschätzung von Vielfalt und eine Etablierung der 
erforderlichen Strukturen und Ansätze notwendig, 
um eine Teilhabe an Bildung für alle zu erreichen.
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1.2 Vielfalt als gesellschaftliche Realität

Heterogenität wird erst dann zum „Problem“, wenn 
homogene Normvorstellungen den Blick prägen. Ho-
mogenität ist jedoch nicht gesellschaftliche Realität 
und eine positive Wertschätzung von Vielfalt bietet 
einen grundlegenden Ansatzpunkt für einen gelin-
genden Umgang mit Unterschieden in der Schüler-
schaft.

Die Vielfalt von Lebensumständen, Ausgangsbedin-
gungen und Einstellungen von Kindern und Jugend-
lichen wird in vielen Bereichen sichtbar:   

• Etwa 21 % der 13-18-Jährigen und 15,1 % der 
4-12-Jährigen sind heute vom Armutsrisiko be-
troffen (vgl. Grabka / Flick 2010). 

• Rund 3,38 Millionen Kinder und Jugendliche, die 
heute in Deutschland leben, haben einen Migra-
tionshintergrund. Im deutschen Gesamtdurch-
schnitt sind dies 29% der Altersgruppe zwischen 
5 und 20 Jahren. In Ballungsgebieten liegt der 
Anteil jedoch deutlich höher, z.T. weit über 50% 
(Statistisches Bundesamt 2010: 64f.).

• Der Anteil an Jugendlichen in Deutschland, der 
nicht deutsch im Elternhaus spricht, beträgt rund 
8% (Statista 2006).

• Innerhalb Deutschlands existieren über 100 Reli-
gionen und religiöse Gemeinschaften, denen Fa-
milien, Kinder und Jugendliche angehören.1

• 160.145 Jugendliche gelten als schwerbehin-
dert.2 

• 5-10% der Jugendlichen entscheiden sich für 
gleichgeschlechtliche Partnerinnen bzw. Partner.3  

In gruppenbezogenen Merkmalen wie den eben 
angeführten spiegelt sich jedoch nur eine Dimension 
der Vielfalt unter Kinder und Jugendlichen. 

Eine zweite Dimension bezieht sich auf die individu-
elle Ebene. So kann jedes der gruppenbezogenen 

Merkmale sehr unterschiedliche individuelle Aus-
prägungen (z.B. Grad der Behinderung, Stand der 
deutschen Sprachbeherrschung u.a.) annehmen. Zu-
dem kann jedes Merkmal in jedem Kind unterschied-
lich kombiniert sein. Die Zürcher Lonigtudinalstudien, 
die durch Remo Largo maßgeblich geprägt wurden, 
belegen z.B. die große Bandbreite der individuellen 
Unterschiede, z.B. im Schlafbedürfnis, körperlichen 
Voraussetzungen, Vorlieben und Lernverhalten (s. 
z.B. Largo 2010, Largo / Beglinger 2010).

Als dritte Dimension werden Kinder und Jugendliche 
von biografischen Unterschieden beeinflusst, u.a. 
im Zugang zu Ressourcen, den Erziehungsstilen der 
Eltern, dem Freundeskreis und vielen weiteren Ele-
menten, aus denen sich die Identität eines Individu-
ums herausbildet. 

Folgt man diesem Gedankengang, wird nicht nur 
strittig, wo die Grenzen der konstruierten Kategorien 
zur „Normalität“ verlaufen, sondern auch die Zuord-
nung von Kindern und Jugendlichen zu einer Grup-
pe („Migranten“, „Behinderte“) aufgrund nur eines 
Merkmals wird mehr als fragwürdig. 

Diese Spannung wird vor allem dann sichtbar, wenn 
mit der Kategorisierung „... systematische Ungleich-
heiten in Bezug auf deren Bildungserfolg einherge-
hen, d.h. wenn erkennbare Bildungsunterschiede 
nicht auf den Begabungen bzw. der Leistungsfähig-
keit von Schülern beruhen, sondern mit askriptiven 
Merkmalen wie dem Geschlecht, der ethnischen 
oder sozialen Herkunft der Lernenden assoziiert 
sind.“ (Strasser 2011: 14)

Angesichts dieser Mehrdimensionalität von Vielfalt 
kann eine normgerichtete Vorstellung von Homoge-
nität nicht Basis einer adäquaten Bildung sein. Um 
soziale Ungleichheit abzumildern, stellt sich vielmehr 
für alle Akteure im Lebensumfeld von Kindern und 
Jugendlichen die Frage, wie mit der Heterogenität 
von Schülerinnen und Schülern in einer positiven 
Weise umgegangen werden kann.

1 Angaben des Religionswissenschaftlichen Medien- und Informationsdienstes (REMID 2009) unter www.remid.de.
2 GBE-Statistik 2007. http://www.gbe-bund.de/oowa921-install/servlet/oowa/aw92/dboowasys921.xwdevkit/xwd_init?gbe. isgbetol/xs_start_neu/&p_
 aid=i&p_aid=85249047&nummer=215&p_sprache=D&p_indsp=-&p_aid=62391138 (Letzter Zugriff am 21.10.2011)
3 Statistische Angaben differieren in diesem Bereich sehr stark, je nachideologischer Grundausrichtung der Auskunftsquellen. Zudem findet ein Coming-
 Out häufiger im frühen Erwachsenenalter statt (z.B. Lamda-Studie „Uferlos“ Watzlawik 2004). Die Angaben ergeben sich aus einer Einschätzung ver- 
 schiedener Quellen, z.B. der BzgA und des Lesben- und Schwulenverbands Deutschland (LSVD).
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Seit einigen Jahren etabliert sich dahingehend auch 
im Setting Schule eine Sichtweise, welche Heteroge-
nität nicht als Problem, sondern als Chance begreift. 
Sie betont z.B. nicht die Verschiedenheit, sondern 

Inklusive Bildung wird dabei als Schlüsselprozess 
der Umsetzung einer „Bildung für alle“ (Education 
for All, EFA) gesehen. Sie bedeutet, Bildung vielfältig 
zu gestalten, um der Heterogenität der Gesellschaft 
Rechnung zu tragen und eine gleichberechtigte Teil-
habe – im Sinne von Zugängen, Beteiligung und ak-
tiver Mitgestaltung – für alle Kinder und Jugendlichen 
sowie im Rahmen des Lebenslangen Lernens für alle 
Erwachsenen zu ermöglichen.  

Die vorliegende Expertise hat zum Ziel, grundle-
gende Konzepte und Begriffe sowie erste Ansätze 
der praktischen Umsetzung und gemeinsame Rah-
menbedingungen für den Umgang mit Vielfalt in der 
(schulischen) Bildung darzustellen und dabei beson-
ders die Jugendsozialarbeit in den Blick zu nehmen.

gerade das positive Zusammenleben in Vielfalt unter 
Nutzung der daraus entstehenden Ressourcen für 
gegenseitige Lernprozesse der Gemeinschaft.

1.3 „Bildung für alle“

Auf internationaler Ebene wird die Debatte um He-
terogenität in der Bildung derzeit unter dem Begriff 
„Inklusive Bildung“ diskutiert. Der Begriff der Inklu-
sion stammt ursprünglich aus der Diskussion um die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen. Im erwei-
terten Verständnis der Vereinten Nationen wird da-
runter jedoch die Beseitigung jeder Form von Exklu-
sion im Bildungsbereich gefasst:

„Das Ziel von inklusiver Bildung ist, Exklusion zu be-
seitigen. Diese entsteht durch negative Einstellungen 
und mangelnde Berücksichtigung von Vielfalt in öko-
nomischen Voraussetzungen, sozialer Zugehörigkeit, 
Ethnizität, Sprache, Religion, Geschlecht, sexueller 
Orientierung und Fähigkeiten. Bildung vollzieht sich 
in formalen und non-formalen Kontexten, in Familien 
und in den Gemeinden. Folglich ist inklusive Bildung 
kein randständiges Thema, sondern zentral, um qua-
litativ hochwertige Bildung für alle Lernenden zu er-
reichen und um eine inklusivere Gesellschaft zu ent-
wickeln. Inklusive Bildung ist wesentlich, um soziale 
Gerechtigkeit zu erreichen und sie ist ein konstitu-
ierendes Element lebenslangen Lernens“ (Deutsche 
UNESCO Kommission 2009: 4).
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2 Aufgabenstellung und Ziel- 
 interesse der Expertise

2.1 Aufgabenstellung

Die Expertise wurde mit der Zielsetzung erstellt, eine 
Grundlage für die Weiterentwicklung des Themen-
feldes Vielfalt an Schulen und Möglichkeiten der Ko-
operation zwischen Jugendsozialarbeit und Schule 
in diesem Bereich zu bieten. 

Zudem soll sie als Basis dienen: 

• einen Orientierungsrahmen für die verschie-
denen Professionen zu bieten, die an den Pro-
zessen im Bereich „Bildung vielfältig gestalten“ 
beteiligt sind,

• eine Basis für die zielorientierte Weiterentwick-
lung von Angeboten der Jugendsozialarbeit be-
reitzustellen, 

• eine Grundlage für Kooperation und Qualitätssi-
cherung in diesem Bereich zu schaffen, 

• sowie der Unterstützung der Entwicklung poli-
tischer Instrumente zu dienen. 

Zu diesem Zweck stellt sie grundlegende Begriffe 
und Konzepte des Umgangs mit Vielfalt dar sowie 
Instrumente und Ansätze in der praktischen Umset-
zung. Mögliche Wege eines gelingenden Umgangs 
mit Heterogenität werden anhand von Good-Practi-
ce-Beispielen verdeutlicht. 

Aus der Erhebung, Analyse und Aufarbeitung der 
theoretischen Grundlagen und praktischen Ansätze 
heraus wurden schließlich projekt- und kontextun-
abhängige Grundorientierungen und Rahmenbe-
dingungen sowie weiterführende Fragestellungen 
abgeleitet, um einen Orientierungsrahmen für Ent-
scheidungsträger und Fachkräfte in der Politik, bei 
öffentlichen und freien Trägern sowie in der Fachpra-
xis zu bieten. 

2.2 Fragestellungen

Vor dem Hintergrund der heterogenen Ausgangsla-
gen und Voraussetzungen von Kindern und Jugend-
lichen stellt sich die Frage, wie Schule dazu beitragen 
kann, chancengerechte Zugänge zu Gesellschaft 
und Arbeitswelt zu öffnen, Vielfalt als Ressource zu 
begreifen und Benachteiligungen abzubauen. Um 
diesen Zielsetzungen Rechnung zu tragen, müssen 
Instrumente und Ansätze flexibel angelegt sein, be-
ständig reflektiert und überarbeitet werden sowie auf 
unterschiedliche Kontexte anwendbar sein.

Es stellen sich deshalb folgende Fragen:

• Welche grundlegenden Ansätze und Konzepte 
bestehen hinsichtlich eines Umgangs mit Vielfalt 
an Schulen, welche Heterogenität als Ressource 
begreifen?

• Wie kann Schule Bildung vielfältig gestalten und 
welchen Beitrag kann Jugendsozialarbeit dazu 
leisten?  

• Wie müssen entsprechende Angebote gestaltet 
sein, um die Beteiligung und Chancengleichheit 
von Schülerinnen und Schülern zu fördern?

• Wie kann Jugendsozialarbeit zum Abbau beste-
hender (struktureller) Benachteiligungen beitra-
gen?
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2.3 Adressat/innen der Expertise

Die Expertise richtet sich an alle Fach- und Lehrkräf-
te die mit der Förderung von Kindern und Jugend-
lichen im Rahmen der Kooperation zwischen Schu-
le und Jugendsozialarbeit betraut sind. Gleichzeitig 
richtet sie sich an die Träger der Jugendsozialarbeit 
mit dem Anliegen, die notwendigen konzeptionellen 
und strukturellen Rahmenbedingungen und Grundla-
gen für die Ausgestaltung einer Bildung in Vielfalt zu 
verdeutlichen. 

Um die notwendigen Rahmenbedingungen zu schaf-
fen, sind ebenso die Bildungsträger wie die poli-
tischen Entscheidungsträger/innen angesprochen. 
Schließlich richtet sich die Expertise an alle, die ein 
persönliches und/oder fachliches Interesse haben, 
daran mitzuarbeiten, Bildung vielfältig zu gestalten.
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3 Vorgehensweise und Methodik

3.1 Projektumsetzung

Die vorliegende Expertise wurde in folgenden Umsetzungsschritten realisiert:

Abbildung 1: Projektdesign

Umsetzungsschritte Inhaltliche Elemente Methoden

Begriffsklärungen und  
Forschungsstand

• Theoretischer Hintergrund:  
Begriffsklärungen, Konzepte

• Recherche
• Auswertung

Praktische Ansätze • Praktischer Hintergrund und  
Instrumente

• Darstellung „guter Praxis

• Bildung von Auswahlkriterien
• Experteninterviews (telefonisch)

Definition von Rahmen- 
bedingungen

• Rahmenbedingungen
• Weiterführende Fragestellungen

• Analyse des Materials
• Analyse der Interviews

3.2 Methodik und Inhalte

Die jeweilige Methodik richtete sich an den Erforder-
nissen der einzelnen Projektschritte sowie an den 
Rahmenbedingungen und Inhalten des Projektes 
aus.

3.2.1 Begriffsklärungen und  
 Forschungsstand

Ziel des Umsetzungsschrittes war es, die theore-
tischen Grundlagen und besonders den aktuellen 
Stand der Forschung und der fachlichen Diskussion 
aufzuarbeiten. In diesem Rahmen sollten sowohl the-
oretische Begriffe und Konzepte als auch praxisnahe 
Ansätze und Instrumente an Schulen erhoben, ana-
lysiert und aufgearbeitet werden.

Dazu wurde eine umfassende Literatur- und Inter-
netrecherche in Suchmaschinen (z.B. www.google.
de), in Online-Katalogen (Deutsche Nationalbibli-
othek – http://www.d-nb.de/; Verbundkatalog des 
Südwestdeutschen Bibliotheksverbundes (SWB) – 
http://www.bsz-bw.de/verbundsys/; Hessisches Bi-
bliotheksinformationssystem (HeBIS) – http://www.
hebis.de/) sowie in elektronischen Datenbanken (z.B. 
www.bildungsserver.de) durchgeführt. Weiterhin 
wurden politische Ansätze auf den Seiten von Welt, 

Bundes- und Fachorganisationen (z.B. GEW, freie 
Träger der Jugendsozialarbeit, Stiftungen) sowie 
praktische Instrumente anhand bestehender Hand-
lungsleitfäden und Projekten an einzelnen Schulen 
einbezogen.

Die Ergebnisse dieser Recherche wurden in Hinblick 
auf die zentralen Fragestellungen (vgl. Kap. 2.2) ge-
sichtet, analysiert und systematisch ausgewertet. 

Ein Anspruch auf Vollständigkeit kann dabei nicht er-
hoben werden, da die Vielfalt der angewandten An-
sätze und Instrumente gerade auf Ebene der einzel-
nen Schulen kaum mehr zu überblicken ist. 

Ziel der vorliegenden Recherche war vielmehr, einen 
breit gefassten Überblick über theoretische Ansätze 
und praktische Ansätze zu bieten, Vielfalt in der Bil-
dung zu verankern und modellhaft Vorgehensweisen 
an Einzelbeispielen darzustellen.

Weiterhin wurden zwei Interviews mit einer Jugend-
sozialarbeiterin und einer Schulleiterin geführt. Die-
se Interviews hatten die relevanten Fragestellungen 
in der praktischen Umsetzung, Umsetzungsbedin-
gungen, förderliche und hinderliche Faktoren, Viel-
faltorientierung und Beteiligung von Kindern und Ju-
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gendlichen zum Gegenstand. Die Ergebnisse dieser 
Interviews gingen in die Identifikation der Definition 
von Grundlinien und Rahmensbedingungen sowie 
die Ansätze für die praktische Umsetzung mit ein.

3.2.2 Praktische Ansätze 

In diesem Schritt wurden einige konkrete, in der 
Praxis umsetzbare Ansätze einer Bildung für alle 
dargestellt. Mit dem Ziel, die Möglichkeiten eines 
gelingenden Umgangs mit Vielfalt in der Praxis zu 
verdeutlichen, wurden diese anhand von Good-Prac-
tice-Beispielen veranschaulicht. 

3.2.3 Rahmenbedingungen für eine  
 Gestaltung von Bildung

Aus den erhobenen Konzepten, Ansätzen, Instru-
menten und Beispielen wurden die transferierbaren 
Ergebnisse über Projekt- und Kontextgrenzen hinaus 
ausgewertet. 

Dazu gehörten in erster Linie die grundlegenden Er-
fordernisse und Zielorientierungen auf politischer, 
wissenschaftlicher und fachpraktischer Ebene, z.B. 
die Sensibilisierung für die Gestaltung von Vielfalt als 
Querschnittsaufgabe.

Im Fokus der vorliegenden Expertise stehen beson-
ders Anknüpfungspunkte für die Kooperation von 
Jugendsozialarbeit und Schule. 

3.2.4 Fazit und Ausblick

Ein kurzes Fazit bildet den Abschluss der Studie. In 
einem letzten Schritt wird auf weiterführende Frage-
stellungen und Forschungslücken hingewiesen. Ziel 
dieses Umsetzungsschrittes war es, den Transfer 
von verallgemeinerbaren Ergebnissen zu fördern und 
eine Grundlage für die Entwicklung weiterführender 
Handlungsoptionen zu bieten.
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4 Theorie, Begriffe und Konzepte

Die Bearbeitung der Frage, wie Bildung vielfältig ge-
staltet werden kann, entspringt verschiedenen ge-
sellschaftlichen, wissenschaftlichen und fachlichen 
Diskussionssträngen. Themen dieser Debatte sind 
u.a. die gesellschaftlichen Vorstellungen von „Nor-
malität“ und damit verbunden die Strategien, die 
Exklusion oder Teilhabe verschiedener gesellschaft-
licher Gruppen an Bildungsprozessen fördern. 

Um einen allgemeinen Rahmen der historischen 
Genese und der heutigen Aktualität des Themenbe-
reichs „Bildung vielfältig gestalten“ zu entwickeln, 
werden zunächst die Entwicklung und der Stand 
dieser Diskussion skizziert. Im Anschluss werden 
grundlegende wissenschaftliche Ansätze und im 
Weiteren zentrale Begriffe im Umgang mit Vielfalt 
dargestellt.   

4.1 Tendenzen und Stand der Diskussion

Die Idee einer „Bildung für alle“, welche die Hetero-
genität von Gesellschaft mit einbezieht, lässt sich bis 
in die Zeit der Reformation4 und zu den Grundge-
danken des heutigen Bildungsverständnisses in der 
Aufklärung und im Neuhumanismus zurückverfolgen. 
Zu Beginn des 19. Jahrhunderts, zugleich mit der 
deutschlandweiten Einführung der Unterrichtspflicht, 
postulierte Wilhelm von Humboldt, dass Bildung ein 
Prozess sei, der die „allseitige Entfaltung der Kräf-
te des Menschen“ (v. Humboldt 1969) hervorbrin-
gen sollte (vgl. Duncker 2009: 217). Dieses huma-
nistische Ideal von Bildung blieb allerdings in erster 
Linie den oberen Schichten der Gesellschaft vorbe-
halten, Primat der „Volkserziehung“ war hingegen die 
Qualifikation von Arbeitskräften für die Deckung des 
wirtschaftlichen Bedarfs der Industrialisierung. Auch 
galt die allgemeine Unterrichtspflicht durchaus nicht 
für alle Bevölkerungsteile, denn ausländische Kinder 
waren z.B. bis in die 1960er vom allgemeinen Schul-
besuch ausgenommen. 

In dieser faktischen Unterteilung des Bildungssy-
stems war die Aufgabe der „Jugendfürsorge“, als 
Vorläufer der heutigen Jugendhilfe, vor allem die 
Haltungen und Werte, die von ihnen gesellschaftlich 
erwartet wurden, in die Lebenswelt dieser „Arbeiter-
jugend“ zu integrieren (vgl. Homfeldt 2004: 42ff.). 

Bereits in der Diskussion um die Einführung der 
Grundschule im Vorfeld der Weimarer Verfassung 
spiegeln sich die Argumentationslinien, die sich auch 
heute nachzeichnen lassen: Die Kritiker einer Ein-
heitsschule beriefen sich auf eine deterministische 

4 Bereits 1592 führte das Herzogtum Pfalz-Zweibrücken als erstes politisches Territorium der Welt die allgemeine Schulpflicht für Mädchen und Jungen ein
 (Sehling 2006: 406).

Vorstellung der Teilung einer Ständegesellschaft. Mit 
einem allgemeinen „Aufstieg der Begabten“ würden 
dem Volk die besten Köpfe entzogen. Zudem sei 
fraglich, ob Kinder der Arbeiterklasse in einem ge-
meinsamen Unterricht die gleiche Leistung erbringen 
könnten – und schließlich sei ihr späterer Lebensweg 
bereits vorgezeichnet (vgl. Duncker 2009: 218ff.). 

Der heutige Grundgedanke von Schule folgt hinge-
gen dem meritokratischen, d.h. leistungsorien-
tierten Prinzip, das mit dem Abkehr von der Stände-
gesellschaft durch die Bürgerschaft erstritten worden 
war: Nicht die soziale Herkunft, sondern allein die 
persönliche Leistungsfähigkeit sollte Grundlage für 
den Bildungsverlauf von Kindern und Jugendlichen 
sein (Weber 2008). Im frühen meritokratischen Sy-
stem wurden die Vorläufer der Jugendhilfe vor allem 
durch das dominierende System Schule zur Korrek-
tur von Normabweichungen und, zu einem späteren 
Zeitpunkt, zum Auffangen von Kindern und Jugend-
lichen, die aus dem System Schule herausfielen, ein-
gesetzt. 

Die damals dominante gesellschaftliche Strategie 
gegenüber all denjenigen, die sich außerhalb eines 
eng definierten Rahmens von „Normalität“ (das hieß: 
weiß, mittelständisch und tunlichst männlich, ohne 
körperliche oder mentale Behinderung) befanden, 
war der Ausschluss aus relevanten gesellschaft-
lichen Teilsystemen wie z.B. Bildung. 
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Die Frage nach der Legitimität dieser Exklusionspra-
xen setzte in größerem Umfang erst in den USA in 
den 1960er Jahren ein und ist das beherrschende 
Thema der sozialen Bewegungen bis heute. Aus-
gelöst u.a. durch die Frauenbewegung und die eth-
nischen Bewegungen, wurden mit den Fragen nach 
Heterogenität  und „Diversity“ (zur Begriffsbestim-
mung s. Kap. 4.3.1 und 4.3.2) die bis dahin vorherr-
schenden, weitgehend homogenen Vorstellungen 
von „Normalität“ in Frage gestellt. 

In Deutschland setzte diese Diskussion mit deutlicher 
Verspätung ein, doch in den späten 1970er Jahren 
rückten Themen der Gleichberechtigung langsam in 
den Fokus von Politik und Öffentlichkeit. 

Der fortschreitende Strukturwandel, auch im Zuge 
der Globalisierung, der sich u.a. durch das Anstei-
gen der Arbeitslosigkeit, Veränderung in den Fami-
lienformen und einer Häufung von schulischen Pro-
blemen (z.B. Absentismus) äußerte, führte in den 
1980er Jahren zu vermehrten gesellschaftlichen 
Spannungen und einer erhöhten Anforderung an die 
Systeme sozialer Sicherung. Vor diesem Hintergrund 
wandelte sich auch das Selbstverständnis der Sozi-
alen Arbeit und Sozialpädagogik: Zentrale Aufgabe 
wurde der Beitrag zur Verbesserung der gesellschaft-
lichen Rahmen- und schulischen Lernbedingungen 
(vgl. Olk et al. 2000: 18ff.). Allerdings wurde die ver-
einzelt aufkommende Schulsozialarbeit in den Augen 
der Schule meist weiterhin als Reparaturbetrieb für 
Normabweichungen und Systemstörungen durch 
„auffällige“ SchülerInnen betrachtet. 

Bildungs- und gesellschaftspolitisch rückten in die-
ser Zeit verstärkt Strategien der Separation in den 
Vordergrund. Die Homogenität innerhalb von Lern-
gruppen galt als ideal für einen optimalen Bildungs-
erfolg. Auf dieser Basis galt es zunächst, alle dieje-
nigen abzusondern, die in der Lerngruppe „auffällig“ 
waren. Dies betraf sowohl die Elitenförderung, als 
auch die Absonderung von denjenigen, die nicht dem 
Maß entsprachen, z.B. in „Sonderschulen“. Letztere 
sollten dazu dienen, Gruppen von Schülerinnen und 
Schülern durch gezielte Förderung in ihren eigenen 
sozialen Räumen so weit wie möglich an die „Norma-
lität“ anzunähern, und wurden entsprechend später 
in „Förderschulen“ umbenannt. Jugendsozialarbeit 
galt dahingehend in erster Linie als Unterstützungs-
system für Schule, gerade um eine entsprechende 
Betreuung auch in der Freizeit zu gewährleisten. 

Allerdings wurden in der Diskussion um die gesell-
schaftliche Heterogenität und Zugänge zu Chancen 
(z.B. Migration und Integration oder die deutsche 
Wiedervereinigung und das Aussetzen von Siche-
rungssystemen der ehemaligen DDR) die Notwen-
digkeiten eines strukturellen Wandels und die 
Notwendigkeit einer veränderten Kooperation zwi-
schen Jugendsozialarbeit und Schule deutlich (vgl. 
Olk et al. 2000: 25ff.). 

Verschiedene neue Ansätze und Tendenzen in Schu-
le und Jugendhilfe boten günstige Bedingungen für 
ein Aufblühen der Kooperationsbeziehungen in den 
1990er Jahren. Mit dem Kinder- und Jugendhilfege-
setz KJHG (SGB VIII) von 1990 wurde der gesetz-
liche Rahmen geschaffen, in dem der Wandel der 
Jugendhilfe hin zu Angebots- und KlientInnenorien-
tierung (Münder 1993), die gesetzliche Grundlage 
der Jugendsozialarbeit (§13) und die Kooperations-
verpflichtung der Jugendhilfe mit Schule (§11 zur 
Jugendarbeit und §81 allgemein) verankert sind. Zu-
gleich wurde im Zuge reformatorischer Strömungen 
in der Schule (Olk et al. 2000: 32f.) und mit dem 
Achten Jugendbericht (1990) die Orientierung an der 
Lebenswelt von Kindern und Jugendlichen als Fach-
konzept in Schule und Jugendhilfe etabliert. 

Auch zeigten sich erste Ansätze eines integrativen 
Verständnisses von Schule: Ansätze der Integration 
folgten dabei zumeist einem zielgruppenspezifischen 
Blickwinkel, der die besonderen Bedarfe bestimmter 
Gruppen in den Fokus nimmt. So postulierte die Kul-
tusministerkonferenz z.B. bereits 1994 die Möglich-
keit von gemeinsamen Schulbesuchen von Kindern 
mit und ohne Behinderung. Integration folgt weiter-
hin der Frage, wie diese Teilgruppen der Gesellschaft 
in die Gesamtgesellschaft integriert werden können. 
Gleichzeitig stellte sich die Frage, wie weit sich die 
„aufnehmende“ Teilgesellschaft öffnen und ändern 
muss, um die Integrationsfähigkeit und den -willen 
zu fördern und welches die gemeinsamen Werte 
und Standards sein können, die zu verfolgen sind. 
Innerhalb der sozialen Arbeit und mit Fokus auf den 
Abbau struktureller Benachteiligungen tragen u.a. – 
trotz unterschiedlicher Entstehungsgeschichte – u.a. 
die Interkulturelle Öffnung sowie die Diversitätspolitik 
„Vielfalt gestalten“ diesem Anspruch Rechnung (s. 
u.a. Schroer 2009).
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Durch den erweiterten Bildungsbegriff, der in der 
Lifelong-Learning-Debatte weiter ausgebildet wurde 
und neben der formellen, v.a. schulischen Bildung 
auch non-formale und informelle Bildung beinhaltet, 
erfuhr die Kooperation von Jugendhilfe und Schu-
le weitere Ansatzmöglichkeiten. Non-formale bzw. 
außerschulische Bildung bezieht sich dabei auf alle 
außerschulisch geplanten Programme zur persön-
lichen und sozialen Bildung, so z.B. Jugendarbeit 
und einen Teil der Angebote schulischer Jugend-
sozialarbeit, aber auch Vereine und Kurse. Infor-
melle Bildung bedeutet hingegen alles Lernen, das 
außerhalb von geplanten Programmen stattfindet 
und häufig nicht intentional erfolgt oder gar nicht 
als Lernen wahrgenommen wird (vgl. Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 2000: 9f.). In die-
sem erweiterten Verständnis von Bildung wurde das 
traditionelle Wertigkeitsgefälle zwischen formaler 
(traditionell als höherwertig angesehener) und non-
formaler sowie informeller (traditionell unterschätzer 
oder übersehener) Bildung weiter angeglichen und 
ein partnerschaftliches Verhältnis zwischen Schule 
und Jugendsozialarbeit gefördert. 

Mit dem Erstarken des neoliberalen Gedankens in 
Politik, Gesellschaft und Wirtschaft seit Ende der 
1990er Jahre und im Zeichen mehrerer, als Gesell-
schaftskrisen kommunizierter wirtschaftlicher Pro-
blemstellungen wurde die Angst vor dem sozialen 
Abstieg besonders bei der Mittelschicht geschürt 
(vgl. Nullmeier 2010). Unter dem Postulat, Deutsch-
land als Wirtschaftsstandort in einer globalisier-
ten Wirtschaft verankern zu können, wurde v.a. der 
Qualifizierungs- und Nutzungsgedanke von Bildung 
betont. Die Folge war ein verstärktes Konkurrenz-
denken und eine Ausweitung der „Kluft“ zwischen 
Menschen unterschiedlicher sozialer Lagen in den 
2000er Jahren.

Zudem hat sich die sozialstrukturelle Neutralität des 
staatlichen Bildungswesens, die durch das rein me-
ritokratische Prinzip postuliert wurde (Solga 2005), 
in der Praxis als nicht existent erwiesen, wie der 
PISA-Schock und die Iglu-Studien belegen: Das Lei-
stungsprinzip des Bildungssystems und der zugrun-
de liegende Normierungsgedanke, dass alle mit der 
gleichen Anstrengung die gleiche Leistung erbringen 
können, zeigte sich als fehlerhaft. Vielmehr wurde 
deutlich, dass Kinder und Jugendliche, die nicht die-
ser – fiktiven – Norm entsprechen, von vorneherein 

benachteiligt sind, da der Bildungserfolg stark von 
den soziostrukturellen Rahmenbedingungen der Fa-
milien abhängt. 

In der Diskussion um das Verhältnis von Standardi-
sierung und Heterogenität in der Bildung bildeten 
die von der Kultusministerkonferenz (KMK) 2002 be-
schlossenen Bildungsstandards einen weiteren Re-
ferenzrahmen. „Mit dieser Einführung stellt sich die 
Frage nach der Standardisierbarkeit von Bildung und 
dem Verhältnis dieser Standardisierung zur Hetero-
genität von Bildungsprozessen neu“ (Sander 2009: 
11ff.). Die Standards fokussieren dabei weniger auf 
die bisher viel diskutierte Wissensvermittlung in 
Form von Lehr- und Bildungsplänen, sondern sind 
als Mindestanforderungen an die Entwicklung von 
Kompetenzen zu verstehen (Kultusministerkonferenz 
2004: 21). Grundlage ist die individuelle Förderung, 
so „dass alle das definierte (Mindest-)Kompetenz-
niveau erreichen“ (Sander 2009: 16ff.). Gleichzeitig 
stellt sich aber die Frage, wie eine solche individuelle 
Förderung konzipiert sein muss.

In diesem Sinne zielt die Weiterentwicklung des Ge-
dankens der Integration hin zu einer sozialen Inklusi-
on darauf ab, Heterogenität als gesellschaftliche Re-
alität wahrzunehmen, Vorstellungen von einer mehr 
oder minder homogenen Normalität zu ersetzten und 
die Rahmenbedingungen zu schaffen, damit das In-
dividuum in seiner Einzigartigkeit volle gesellschaft-
liche Anerkennung und Teilhabe genießen kann.

Abbildung 2: Inklusion

Quelle: http://www.inklusion-olpe.de/images/inklusion.jpg
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Zu den Bereichen „Diversität“ und „Vielfalt“ wur-
de seither eine große Zahl an Publikationen veröf-
fentlicht, ebenso wie zu den Fragen von Integration 
und Schule. Auch die Themengebiete Inklusion und 
Bildung, v.a. mit Blick auf Menschen mit Behinde-
rungen, wurden bereits in verschiedenen Publika-
tionen bearbeitet (z.B. Booth / Ainscow 2003, Hinz 
2002). 

Zahlreiche Beiträge nehmen dabei ausschließlich die 
Perspektive von Schule in den Blick, z.B. in der Frage 
nach der Gestaltung von Unterricht im Angesicht von 
Heterogenität. Die Beiträge, die sich mit Jugendso-
zialarbeit beschäftigen, nehmen demgegenüber nur 
einen verschwindend kleinen Teil ein. 

Bei den meisten Publikationen stehen zielgruppen-
spezifische Teilaspekte (z.B. Gender, ethnischer 
Hintergrund, sexuelle Orientierung) im Vordergrund, 
Überblicksarbeiten liegen deutlich seltener vor. Die 
vorliegende Expertise hat daher zum Ziel, einen 
Überblick über bestehende Theorien, Ansätze und 
Instrumente zu bieten, bei dem die Verwertbarkeit für 
die Praxis im Vordergrund steht.

4.2 Theoretische Grundlagen

In das Konzept der Vielfalt sind vielfältige theoretische 
Ansätze eingegangen. Als grundlegend können be-
sonders vier Grundlagen erachtet werden: Soziale 
Ungleichheit und in Folge besonders die Ansätze 
sozialer Exklusion und Inklusion, das Lebenslagen-
konzept und der Ansatz der Verwirklichungschancen 
(Capability-Ansatz) von Sen (1987). 

4.2.1 Soziale Ungleichheit

Die Möglichkeiten, gesellschaftliche Ressourcen zu 
nutzen und damit das eigene Leben zu gestalten, 
stehen Menschen in unterschiedlichem Maß zur Ver-
fügung. Diese Unterschiede in den Lebenschan-
cen werden als „soziale Ungleichheit“ bezeichnet 
und stellen ein zentrales Handlungsfeld der Sozi-
alen Arbeit dar. Das Ausmaß, die Ursachen und die 
Auswirkungen sozialer Ungleichheit sind durch den 
jeweiligen historischen, gesellschaftlichen und poli-
tischen Kontext auf verschiedenen Ebenen der Ge-
sellschaft geprägt. Soziale Ungleichheit ist damit 
zugleich ein mehrdimensionales, multistrukturelles 
gesellschaftliches Konstrukt und soziale Realität.

Die Frage nach der Legitimität von Ungleichheit 
stellt sich ebenfalls vor dem Hintergrund der gesell-
schaftlichen Werte einer Zeit und ist keineswegs 
selbstverständlich. Während in der Antike und im 
Mittelalter soziale Ungleichheit als „gottgegeben“ an-
gesehen wurde, wird seit den Zeiten der Aufklärung 
nach Ursachen und Merkmalen sozialer Ungleich-
heit in der Gesellschaft gefragt. Die frühen, eher sta-

tischen Modelle, die Zugänge zu gesellschaftlichen 
Teilbereichen zumeist als Resultat der Zugehörig-
keit zu einer mehr oder minder genau definierten 
gesellschaftlichen Gruppe ansahen (Schicht- oder 
Klassenmodelle, z.B. von Marx, Weber, Dahrendorf), 
wurden spätestens seit den 1970er Jahren nach und 
nach durch flexible, mehrdimensionale Modelle (z.B. 
Hradil), abgelöst, welche die Strukturen von Exklusi-
on (z.B. Luhmann s. Kap. 4.2.2) und die Möglichkeit 
von Veränderungen der sozialen Ungleichheit in den 
Mittelpunkt ihrer Überlegungen stellen.

Nach Hradil (2001: 30) bedeutet soziale Ungleich-
heit, dass Menschen von „wertvollen Gütern“ (z.B. 
materielle Güter, Bildung, Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen) einer Gesellschaft aufgrund ihrer Stel-
lung im sozialen Beziehungsgefüge regelmäßig mehr 
erhalten als andere. Nicht jede Differenz bedeutet 
also automatisch soziale Ungleichheit, sondern nur 
jene, die sich in gesellschaftlich strukturierter, be-
ständiger und verallgemeinerbarer Form in der un-
gleichen Verteilung von Zugängen und Chancen 
in gesellschaftlichen Teilbereichen äußern, die für die 
Lebensführung wichtig sind. Die soziale Ungleich-
heit unterscheidet sich von anderen Ungleichheiten 
durch die Bindung an gesellschaftliche Beziehungen 
und Positionen (Hradil 2001: 29). 

Ein positiver Umgang mit Vielfalt und Menschen in 
unterschiedlichen Lebenssituationen hat zum Ziel, 
Ungleichheit im Sinne eines Ausschlusses von ge-
sellschaftlichen Teilbereichen (Exklusion) abzumil-
dern und so vielen Menschen wie möglich einen 
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gleichberechtigten Zugang zur Teilhabe an den 
verschiedenen Bereichen der Gesellschaft, wie z.B. 
dem Bildungsbereich, und damit auf die Verwirkli-
chung von Lebenschancen zu eröffnen. 

4.2.2 Exklusion und Inklusion

Durch die Begriffe Inklusion und Exklusion lassen 
sich in den soziologischen Systemtheorien nach Ni-
klas Luhmann gesellschaftliche Teilnahme- und 
Ausschlussbedingungen von Individuen an Teil-
systemen der Gesellschaft beobachten. Inklusion 
bezeichnet dabei die Chance auf Teilnahme einer 
Person am System, Exklusion bezeichnet den Aus-
schluss (vgl. Luhmann 1997: 620f). Nach Luhmann 
ist der Mensch in der modernen, „funktional differen-
zierten“ Gesellschaft nicht nur in eines, sondern in 
verschiedenen Teilsystemen inkludiert oder erleidet 
verschiedene Grade der Exklusion (Luhmann 1995). 

„Der Exklusionsbegriff hat sich insbesondere im 
Laufe der letzten zehn Jahre auf breiter Ebene zur 
Bezeichnung und Analyse von kritischen Soziallagen, 
Marginalisierungsphänomenen und Ausgrenzungs-
prozessen in der Gegenwartsgesellschaft etabliert“ 
(Mayrhofer 2009: 1). 

Die Exklusion aus einem Teilsystem kann den Aus-
schluss aus verschiedenen anderen Teilsystemen 
bedingen. Die Exklusion aus dem Bildungssystem 
erhöht z.B. die Wahrscheinlichkeit, auch aus dem 
Teilsystem Arbeitsmarkt ausgeschlossen zu werden 
(vgl. Luhmann 1995: 276). Der Ausschluss aus einem 
Teilsystem wird also nicht automatisch zum Problem, 
sondern in erster Linie dann, wenn Interdependenz-
beziehungen zwischen den Systemen dazu führen, 
dass sich Exklusionen aus den Teilsystemen gegen-
seitig bedingen und verdichten (vgl. Scherr 2001).

Nach Kronauer (2010) können die empirischen Er-
fahrungen von In- und Exklusion gemäß folgender 
Dimensionen beschrieben werden:

• Interdependenzbeziehungen mit Blick auf Er-
werbsarbeit, Status und Selbstbild

• soziale Netzwerke, auch mit Fokus auf unterstüt-
zende und stigmatisierende Wirkungen des sozi-
alen Umfelds

• materielle Teilhabemöglichkeiten und Zugang zu 
materiellen Gütern, Dienstleistungen und sozi-
alen Aktivitäten

• politisch-institutionelle Teilhabe

• kulturelle Teilhabe, auch im Sinne von Mechanis-
men zur Identitätsbildung (vgl. Hermanns 2011).

Auch weitere Formen der Exklusion wie z.B. die insti-
tutionelle oder die räumliche In- oder Exklusion kön-
nen unterschieden werden.

Um für die Soziale Arbeit nutzbar zu werden, muss 
die systemtheoretische Perspektive von Luhmann je-
doch durch weitere theoretische Ansätze ergänzt 
(vgl. z.B. Merten / Scherr 2004: 14) und empirisch 
fundiert werden. Dies kann z.B. durch den Lebensla-
genansatz oder den Ansatz der Verwirklichungschan-
cen von Sen erfolgen.

4.2.3 Lebenslagenansatz

Als Bezugsgröße zur Erfassung von Phänomenen 
sozialer Exklusion und sozialer Ungleichheit wird, be-
sonders in der Armutsforschung und in der Armuts- 
und Reichtumsberichterstattung, der Lebenslagen-
ansatz angesehen, da er „... Wohlstandspositionen 
und gesellschaftliche Teilhabemöglichkeit als kom-
plexes Zusammenspiel unterschiedlicher Dimensi-
onen konzeptualisiert und insbesondere die Grenzen 
des Handlungsspielraumes betont, die durch eine 
gegebene Lebenslage determiniert werden“ (Voges 
et al. 2003: 8). Damit bietet der Lebenslagenansatz 
die Möglichkeit, die vorhandenen Ressourcen und 
Handlungsräume von Personen und zugleich die 
durch diese Lebenslagen determinierten Partizipa-
tionsmöglichkeiten zu erfassen (ebd.). 

Die erste Ausformulierung im Rahmen der Sozialwis-
senschaften fand der Begriff durch Neurath in der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts: „Die Lebenslage 
ist der Inbegriff aller Umstände, die verhältnismäßig 
unmittelbar die Verhaltensweisen eines Menschen, 
seinen Schmerz, seine Freude bedingen. Wohnung, 
Nahrung, Kleidung, Gesundheitspflege, Bücher, The-
ater, freundliche menschliche Umgebung, all das ge-
hört zur Lebenslage“ (Neurath 1931: 512).
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Diesen Ansatz erweiterte Weisser (1952) um Lebens-
lagen als dem Spielraum, den die äußeren Umstände 
dem Menschen für die Lebensgestaltung bieten. Er 
bot damit einen Gegenentwurf zu den Ansätzen von 
Armut und sozialer Ungleichheit der Nachkriegszeit, 
die diese als „Sonderzustände“ in erster Linie auf in-
dividuelles Versagen zurückführten (Strang 1970).

Eine weitere Ausdifferenzierung erfuhr der Begriff 
durch Nahnsen (1992), durch die Unterteilung des 
Spielraums in verschiedene Dimensionen wie z.B. 
Bildung, die ökonomische Dimension (Einkommen 
und Erwerbstätigkeit), Gesundheit, Wohlverhält-
nisse, soziale Einbindung und Partizipation. Armut 
liegt demgemäß dann vor, wenn es in mindestens 
einem der Bereiche zur Unterversorgung kommt. 
Auch lenkt der Lebenslagenansatz den Blick weg 
von den individuellen Interessen und hin zu den sozi-
ostrukturellen Bedingungen der Möglichkeiten und 
Handlungsspielräume als „Lebensgesamtchancen“ 
(Nahnsen 1992: 105).

Als klassische Lebenslagespielräume definierte 
Nahnsen den Versorgungs- und Einkommensspiel-
raum, den Lern- und Erfahrungsspielraum, den 
Dispositions- und Partizipationsspielraum, den 
Kontakt- und Kooperationsspielraum sowie den Re-
generations- und Mußespielraum. Diese Spielräume 
wurden vielfach verändert  und ausgeweitet, z.B. um 
den Geschlechterspielraum durch Enders-Dragäs-
ser/Sellach (1999).

Kennzeichnend für den Lebenslagenansatz sind:

• Multidimensionalität (im Gegenentwurf zum klas-
sischen eindimensionalen, ökonomisch orien-
tierten Ressourcenansatz) im Einbezug von ma-
teriellen und immateriellen sowie objektiven und 
subjektiven Dimensionen (Voges et al. 2003: 39).

• Relativität, da die Betrachtung von sozialer Un-
gleichheit eng an den historischen Kontext ge-
knüpft ist (ebd.) 

• der Einbezug verschiedener gesellschaftlicher 
Strukturebenen im Zusammenspiel zwischen Mi-
kro- (Individuum), Meso- (Umfeld) und Makroe-
bene (Gesellschaft).

• die gegenseitige Bedingung von Lebenslags- 
und Handlungsspielräumen als Ausgangspunkt, 
anstelle linearer Zusammenhänge zwischen Ur-
sache und Wirkung (ebd.: 56) 

• Veränderung und Entwicklung im zeitlichen Ver-
lauf statt Statik der Zustände.

Aufgrund dieser Komplexität steht die Operationa-
lisierung des Lebenslagen-Ansatzes in der empi-
rischen Forschung vor der Herausforderung, zugleich 
realisierbare und für den jeweiligen Forschungsge-
genstand angemessene Dimensionen auszuwählen.5 

Ziel von Umsetzungen des Lebenslageansatzes ist 
die Herstellung einer Verbindung von Ressourcen, 
Handlungsspielräumen und Chancen auf gesell-
schaftliche Teilhabe.  

5 Für die Phase der Kindheit und Jugend wurden z.B. in der AWO-ISS-Langzeitstudie zu Kinder- und Jugendarmut die ursprünglichen vier Dimensionen
 materielle Lage, kulturelle Lage, soziale Lage und soziale Ressourcen sowie gesundheitliche Lage (Holz et al. 2006) um die Dimensionen Persönlichkeit 
 und Wertorientierungen, Sozialraum sowie Resilienz und Bewältigungsstrategien (Laubstein et al. 2010) erweitert.
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4.2.4 Verwirklichungschancen  
 (Capability-Ansatz)

Der Ansatz der Verwirklichungschancen von Amartya 
Sen bildet einen weiteren Erklärungsansatz, der den 
Blick zugleich auf Ressourcen und Handlungsspiel-
räume richtet. Soziale Ungleichheit ist demgemäß 
ein Mangel an Verwirklichungschancen. Der Ansatz 
unterscheidet dabei zwischen realisierten und po-
tentiellen Verwirklichungschancen und bezieht auch 
individuelle Dispositionen in die Analyse des indivi-
duellen Entfaltungsspielraums mit ein. 

Die Chancen, oder instrumentellen Freiheiten, ha-
ben letztlich das Ziel, den Grundwert der Freiheit in 
der selbstbestimmten Gestaltung des individuellen 
Entfaltungsspielraums umzusetzen.

Die erreichten „Funktionen“ der Lebensführung wer-
den dabei als „Fähigkeiten“ bezeichnet: „Eine Fä-
higkeit (functioning) ist etwas Erreichtes, während 
eine Verwirklichungschance (capability) das Vermö-
gen ist, etwas zu erreichen“ (Sen 1987: 36). 

Für die Förderung junger Menschen in Vielfalt bietet 
die Theorie der Verwirklichungschancen einen brei-
ten Ansatz: Als ressourcenorientiertes und multidi-
mensionales Konzept eröffnet sie die Chance, auf 
Basis von strukturellen Ressourcen, Persönlichkeit 
sowie möglichen und verwirklichten Handlungsspiel-
räumen die unterschiedlichen individuellen Posi-
tionen, die Vielfalt ausmachen, zu berücksichtigen. 

Quelle: Sen (1987)

Chancenaspekt von Freiheit Verfahrensaspekt von Freiheit

Gesellschaftliche, institutionelle Bedingungen 
(z.B. regionale „Umwandlungsfaktoren“)

Auswahlmenge an
„Verwirklichungschancen“

Persönliche Potenziale
(individuelle „Umwandlungsfaktoren“)

Ressourcen“: 
Güter, Dienst- 
leistungen, 
soziale Rechte

Erreichte 
„Funktionen“ der 

Lebensführung, 
Teilhabeergebnis

Abbildung 3: Modell der Verwirklichungschancen nach Sen
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4.3 Begriffsklärungen und Konzepte

Auf Basis dieser theoretischen Grundlagen werden 
im Folgenden gemäß der Zielsetzung der Expertise 
weitere Begriffe und Konzepte zum Themenbereich 
Heterogenität und Vielfalt dargestellt. Die Erläuterung 
der Begriffe und Konzepte fokussiert dabei in erster 
Linie auf den Umgang mit der Vielfalt von Schüle-
rinnen und Schülern und deren individuellen Aus-
gangslagen. 

4.3.1 Heterogenität

Der Begriff Heterogenität beschreibt zunächst die 
Unterschiedlichkeit von Personen in Hinblick auf 
ein oder mehrere Merkmale. Dies können allgemei-
ne Merkmale sein wie die „sieben Kategorien der 
Ungleichheit“ (Tatum 2000): Ethnische Herkunft, 
Geschlecht, Religion oder Weltanschauung, phy-
sische/mentale Fähigkeiten, sexuelle Orientierung, 
Alter und sozioökonomischer Status, wie sie sich 
auch (mit Ausnahme des letztgenannten Merkmals) 
in Antidiskriminierungsgeboten, z.B. im Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) der Bundesrepublik 
Deutschland (2006), wiederspiegeln. 

Aufgrund von Merkmalen werden Individuen zu ver-
schiedenen Gruppen zugeordnet, die sich von an-
deren Gruppen hinsichtlich dieses Kriteriums unter-
scheiden (vgl. z.B. Hagedorn 2009: 404). Jede Form 
von Heterogenität ist damit konstruiert, relativ, zeit-
lich begrenzt und veränderbar, denn:

• „Heterogenität“ hängt stets von der Zusammen-
setzung des Vorkommens von Merkmalen ab 
(vgl. Lang et al. 2009: 36).

• Die Zuordnung zu einer Gruppe kann sich je 
nach betrachtetem Merkmal ändern.

• Eine Zuordnung (z.B. Alter) ist nicht stabil, son-
dern kann sich über die Zeit verändern (Traut-
mann / Wischer 2011: 38).

• Die Zuordnung ist durch den Standort des Be-
trachters geprägt. So erfolgt die Zuordnung zur 
„leistungsstarken“ Gruppe durch eine Lehrkraft 

u.a. vor dem Hintergrund des persönlichen Maß-
stabs von Leistung (der „Messlatte“). 

In der Pädagogik zielt die Diskussion um Heterogeni-
tät in erster Linie auf die unterschiedlichen Voraus-
setzungen von Schülerinnen und Schülern beim 
Lernen ab, z.B.:  

• „Wissensbasis: Schüler einer Klasse verfügen in 
den verschiedenen Wissensbereichen über un-
terschiedliche Kenntnisse, so dass für den ein-
zelnen Schüler die jeweils zu lernende Informati-
onsmenge unterschiedlich ist.

• Intelligenz: Schüler unterscheiden sich außerdem 
darin, wie schnell sie Informationen aufnehmen, 
wie viele Informationen sie im Arbeitsgedächtnis 
speichern und diese in ihr Langzeitgedächtnis in-
tegrieren können.

• Motivation: Ferner differieren SchülerInnen in 
ihrer Lernlust, ihren Ängsten und in ihren Moti-
vationen. Dies hat Auswirkungen auf den Um-
fang der Lerntätigkeiten in den verschiedenen 
Bereichen sowie auch auf die Fähigkeit, effektiv 
Informationen zu verarbeiten.

• Meta-Kognitionen: Für das Lernen sind ferner 
metakognitive Unterschiede in den Strategien 
und Verfahrensweisen der Problembearbeitung, 
der Problemlösung sowie deren kritische Beur-
teilung bedeutsam“ (Rossbach / Wellenreuther 
2002: 437).6

Der Begriff „Heterogenität“ ist zunächst wertneutral. 
Er erhält die Wertigkeit erst vor dem Hintergrund des 
Werthorizonts im System bzw. der „subjektiven 
Theorie“ des Betrachters. „Subjektive Theorien“ 
sind nicht-reflektierte Idealvorstellungen, die aus An-
nahmen, Erklärungsmustern, Kenntnissen und per-
sönlichen Erfahrungen gebildet werden (vgl. Obolen-
ski 2001).

Wenn nun der Wertehorizont des Systems Schule 
oder die subjektive Theorie einer Lehrkraft ein Ide-
al von Unterricht beinhaltet, dem zu Folge ein fester 

6 Diese Merkmale von Schülerheterogenität sind nicht die einzigen Klassifikationsversuche, vielmehr existiert eine Vielzahl von komplexen Modellen 
 (s. dazu z.B. Trautmann / Wischer 2011: 43ff.).
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Plan eingehalten werden muss und die Klasse mög-
lichst gleichzeitig die Lernziele erreichen soll, wird 
Heterogenität als Störfaktor wahrgenommen und Dif-
ferenz negativ bewertet. (Becker 2004: 11; Lang et 
al. 2009: 317).7 Heterogenität kann jedoch auch als 
Chance verstanden werden (Schneider 2009: 241 
in Hagedorn), um die unterschiedlichen Fähigkeiten 
und Voraussetzungen von Schülerinnen und Schü-
lern einzubeziehen.8

Jede dieser Sichtweisen zieht Handlungsanforde-
rungen nach sich: Diese reichen vom Ignorieren von 
Unterschieden, über das Herstellen von Homogeni-
tät bis hin zum positiven Umgang mit Heterogenität. 

4.3.2 Diversität/Diversity

Die Anerkennung und positive Bewertung von Hete-
rogenität ging in den vergangenen Jahrzehnten zu-
nächst unter dem Begriff „Diversity“ in die Debatte 
ein.

Die Diskussion um Diversity fand ihren Ausgang in 
unterschiedlichen Bewegungen wie den Frauen- und 
Bürgerrechtsbewegungen, der Schwulen und Les-
ben-Bewegung und der Diskussion um Ethnizität in 
den USA der 1950er Jahre. Vor diesem Hintergrund 
fand sich die Wirtschaft der USA vor die Frage ge-
stellt, wie mit der Heterogenität der Voraussetzungen 
positiv umgegangen und wie diese nutzbar gemacht 
werden konnten. Der Diversity-Ansatz hat daher sei-
ne „Wurzeln im Human Relations Management, wo-
nach die Ressource Mensch nicht nur Kostenfaktor, 
sondern auch Erfolgsfaktor ist“ (Wendling 1999: 79).
 
Einem älteren oder vereinfachten Verständnis zu-
folge bezeichnete Diversity zunächst – ähnlich dem 
Heterogenitätsbegriff – die Unterschiedlichkeit von 
Individuen entsprechend der „Diversity-Merkmale“ 
Alter, Geschlecht, ethnische Herkunft, Hautfarbe, 
körperliche und mentale Leistungsfähigkeit, Religion 
oder Weltanschauung, sexuelle Orientierung und zu-
weilen Berufserfahrung. So begrenzte sich ein „Di-
versity Management“ zunächst häufig auf eine Min-
derheitenpolitik für verschiedene Zielgruppen (z.B. 
Frauen oder „Schüler mit Migrationshintergrund“) 
(Schenk 2008: 37). 

Im Gegensatz zu diesen eher statischen Kategorien 
erfasst das Konzept der Intersektionalität auch 
Effekte, die sich aus der Überschneidung mehrerer 
Identitätsmerkmale ergeben (z.B. bei Mehrfachdis-
kriminierungen als „Frau mit Migrationshintergrund“) 
(von Dippel 2008: 41f.).

Heute wird Diversity zumeist als Gesamtheit der 
Merkmale begriffen, „...in denen sich Menschen 
voneinander unterscheiden oder Gemeinsamkeiten 
aufweisen können“ (ebd.).

Der Diversity-Ansatz beruht auf der Grundlage, die 
Unterschiedlichkeit von Menschen positiv anzuer-
kennen, zu würdigen und als Ressource für die Zu-
sammenarbeit in Organisationen oder Institutionen 
zu nutzen. Ziele sind die Verhinderung von Diskrimi-
nierung, die Förderung von Chancengleichheit und 
das Schaffen einer produktiven Gesamtatmosphäre. 
Unter „Diversity-Management“ wird in Unternehmen 
und Institutionen ein Umgang mit der Heterogenität 
von Mitarbeitern verstanden, der die Unterschied-
lichkeit positiv als Ressource würdigt.

Auch wenn das „Diversity Management“ in Deutsch-
land erst Mitte der 1990er Einzug in die Gestaltung 
von Unternehmen, Organisationen und Institutionen 
hielt, hat der „Diversity-Begriff“ die Diskussion unter-
schiedlicher gesellschaftlicher Bereiche beeinflusst. 
Dazu gehören auch die Politik (u.a. im AGG) und die 
fachliche Diskussion der sozialen Arbeit und der Pä-
dagogik, z.B. durch Ersetzen der defizit- durch eine 
ressourcenorientierte Perspektive.

Für das Umfeld Schule bedeutet der Diversity-An-
satz, die bestehende Vielfalt von Kindern und Ju-
gendlichen hinsichtlich Ihrer kulturellen und famili-
ären Herkunft, den unterschiedlichen Lebenslagen 
und den biografischen Verläufen positiv zu nutzen. 

Während die Förderung von Chancengleichheit und 
Diskriminierung, die der Diversity-Ansatz beinhaltet, 
positiv aufgegriffen wurden, stand allerdings die Nut-
zenorientierung an der „Ressource Mensch“ oft im 
Mittelpunkt der Kritik. In Zeiten, in denen der Gedan-
ke der wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen 
„Verwertbarkeit“ von Bildungsprozessen immer wei-
ter in den Vordergrund rückt, läuft ein nutzenorien-

7 Diese „Sehnsucht nach den gleichen Lernvoraussetzungen“ fasst Becker (2004: 11) unter dem Namen „Homogenisierungsdenken“ zusammen.
8 Zu den Haltungen von Lehrkräften gegenüber Heterogenität s. z.B. Lang et al. 2009.
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tiertes „Diverstiy Management“ zunehmend Gefahr, 
dieser Perspektive weiterhin Rechnung zu tragen. 
In den vergangenen Jahren wurde daher der Begriff 
„Diversity“ verstärkt durch den Begriff „Vielfalt“ ab-
gelöst.

4.3.3 Vielfalt

Der Begriff „Vielfalt“ beinhaltet, obwohl oft syno-
nym zu „Heterogenität“ benutzt, eine stärker positiv 
konnotierte Sicht auf die Unterschiedlichkeit von 
Menschen. Geprägt wurde der Begriff u.a. durch das 
Postulat kultureller Vielfalt in der „Konvention über 
den Schutz und die Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen“ der UNESCO (2005). 

Im Vergleich zu „Diversität“ bezeichnet er einen stär-
ker am Individuum verorteten Ansatz, der die indivi-
duelle Einzigartigkeit, unabhängig vom produktiven 
und wirtschaftlichen Nutzen, als Gewinn für die Ge-
meinschaft hervorhebt. 

Abbildung 4: „Workforce America“

Quelle: nach Marilyn Loden/Judy Rosener, 1991. Abgebildet in SPI o.J.: 5.
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Der Begriff „Vielfalt“ greift die Mehrdimensionalität 
von Individualität auf. Er beinhaltet:

• soziodemografische Merkmale (Ethnische Her-
kunft, Geschlecht, Zugehörigkeit zu Religion 
oder Weltanschauung, Alter)

• Fähigkeiten (physische/mentale Fähigkeiten, 
Wissen, Fertigkeiten, Kompetenzen)

• soziale Rollen in verschiedenen Kontexten (Aus-
bildung, Beruf, Stellung in der Gruppe, sozioöko-
nomischer Status)

• das soziale Netzwerk (Familie, Freundeskreis, 
Partnerschaft, Gruppenzugehörigkeit, Qualität 
der Unterstützung durch das Netzwerk, institu-
tionelle Unterstützung, Erwartungen an das Indi-
viduum)

• Erfahrungen (Erziehungsstile der Eltern, biogra-
fische Erfahrungen, Brüche im Lebensverlauf, 
Erfahrungen der Unterstützung)
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• Einstellungen (sexuelle Orientierung, Welt-
anschauung, Wertehierarchie, Motivationen, 
Selbstkonzept, subjektives Empfinden)

• Individuelle Vorlieben und Abneigungen (Freizeit-
verhalten, Gewohnheiten, Auftreten und Erschei-
nungsbild)

• Lebenslagen und -situation (der Zugang zu kul-
turellen, gesundheitlichen, sozialen und finanzi-
ellen Ressourcen) 

Diese Mehrdimensionalität zieht folgende Grundsät-
ze nach sich:

1)  Die Zuordnung zu Gruppen kann nicht nur „von 
  außen“ entlang eines Merkmals erfolgen, sondern 
  muss zum einen allen Merkmalen des Individu- 
  ums Rechnung tragen und sie muss zum zweiten 
  die Selbstzuordnung des Individuums beachten.

2)  Die Ausprägungen von Merkmalen sind sehr un- 
  terschiedlich, und muss auch innerhalb einer 
  „Zielgruppe“ beachtet werden.

3)  Die meisten der Dimensionen sind nicht statisch,  
  sondern veränderlich und variieren situativ und 
  im Lebensverlauf.

4)  Die Dimensionen beeinflussen sich gegenseitig  
  und tragen zum ständigen Wandel bei.

Der Mehrdimensionalität des Individuums entspricht 
der Ansatz „Vielfalt gestalten“. Dieser Ansatz be-
inhaltet den „...aktiven Umgang mit Vielfalt und Ver-
schiedenheit, das Wahrnehmen und Anerkennen von 
Vielfalt und Verschiedenheit und den Umgang mit-
einander ohne pauschalisierte Stereotypisierung/Zu-
schreibung mit verschiedenen Lebenshintergründen 
und -weisen“ (SPI o.J.: 39). 
Dies bedeutet auch, alle Kinder und Jugendlichen in 
ihrer Vielfalt anzuerkennen und sie gemäß ihrer jewei-
ligen Ausgangslagen, Fähigkeiten und Bedürfnisse 
zu fördern, ohne ausgrenzende Sonderstrukturen zu 
schaffen.

Abbildung 5: Mehrdimensionalität von Vielfalt

Quelle: eigene Darstellung
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Ziele einer vielfältigen Bildung

Die hauptsächlichen Ziele einer vielfältigen Bildung 
liegen in der gesellschaftlichen Realisierung von 
Chancengleichheit (als soziale Benachteiligung) 
in der Bildung und damit einer wirksamen Teilhabe 
aller an der Gesellschaft. Dies geschieht durch den 
Abbau von Barrieren, durch Maßnahmen der Anti-
diskriminierung und durch den Aufbau von vielfäl-
tigen Lehr- und Lernformen sowie partizipativen 
Stukturen im Rahmen sozialer Inklusion.
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Im Folgenden werden sowohl die zentralen Ziele von 
Chancengleichheit und Teilhabe dargestellt und der 
Begriff der Inklusion vom Konzept der „Integration“ 
abgegrenzt. Im Anschluss werden praktische Ansät-
ze im Rahmen von Antidiskriminierung, Abbau von 
Barrieren, vielfältige Lehr- und Lernformen sowie 
partizipativen Strukturen nachgezeichnet.

4.3.4 Chancengleichheit

Der Begriff „Chancengleichheit“ bezeichnet eine ge-
rechte Verteilung von Lebenschancen als Zugän-
ge zu gesellschaftlichen Systemen und Ressourcen. 
Am ursprünglichen Verständnis von Chancengleich-
heit als gleiche Rahmenbedingungen und Aufstiegs-
chancen in der Kindheit (Startchancengleichheit) 
wurde jedoch schnell Kritik laut, u.a. da der Verlauf 
der Bildungsprozesse und deren Ergebnisse keine 
Berücksichtigung finden. 

„Zur Chancengleichheit gehört nicht nur eine recht-
liche Gleichstellung, sondern eine tatsächliche, ge-
lebte Gleichwertigkeit von unterschiedlichen Le-
bensentwürfen“ (SPI o.J.: 22). Dies bedeutet nicht, 
alle unabhängig von ihren individuellen Ausgangsbe-
dingungen gleich zu behandeln, sondern die Unter-
schiedlichkeit der Ausgangsvoraussetzungen zu 
erkennen und jedes Kind, jeden Jugendlichen und 
jeden Erwachsenen individuell auf Basis dieser Vo-
raussetzungen unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Lebensphase zu unterstützen. In Weiterentwick-
lungen des Begriffs sind daher diese Dimensionen 
mit berücksichtigt, wie z.B. im Modell der Verwirkli-
chungschancen von Sen (s. Kapitel 4.2.4).

Für Kinder und Jugendliche bedeutet die Erweite-
rung des Begriffs „Chancengleichheit“ daher nicht 
nur die Herstellung gleicher Startchancen, sondern 
auch den kontinuierlichen Ausgleich von Benachtei-
ligung und die Eröffnung von sozialer Teilhabe in 
allen Lebensbereichen und Phasen ihrer Biografie.

4.3.5 Teilhabe

Mit dem Begriff „Teilhabe“ verbinden sich zwei ge-
sellschaftliche Konzepte, die eng miteinander in Ver-
bindung stehen: 

1)  zum einen werden darunter die Zugänge und  
  die Möglichkeit der vollen Nutzung von gesell- 
  schaftlichen, politischen, kulturellen und sozialen 
  Ressourcen im Sinne einer Beteiligung oder 
  Teilnahme verstanden. 

2)  zum anderen bezeichnet Teilhabe in einem um- 
  fassenderen Verständnis die aktive Mitgestaltung 
  des gesellschaftlichen und individuellen Umfelds  
  im Sinne einer Partizipation (vgl. z.B. Nullmeier
  2010: 32). Dies beinhaltet für die Öffnung von 
  Institutionen die Veränderung hierarchischer 
  Strukturen hin zu einer stärkeren Beteiligung von 
  MitarbeiterInnen und KlientInnen an Konzep- 
  tions- und Entscheidungsprozessen. 

Grundlegend für beide Verständnisdimensionen ist 
der Ansatz, dass zu einer menschenwürdigen Exi-
stenz mehr gehört als die reine Erfüllung der phy-
sischen Grundbedürfnisse. Soziale Teilhabe wird 
damit zum zentralen Begriff und zum Maß in der Dis-
kussion um soziale Gerechtigkeit. So definiert die 
Armuts- und Reichtumsberichterstattung der Bun-
desregierung seit 2005 als Bezugspunkt einer sozial 
gerechten Politik „die Schaffung sozialer und ökono-
mischer Teilhabe- und Verwirklichungschancen für 
alle Mitglieder der Gesellschaft“. (Bundesregierung 
2005: XVII)

Soziale Teilhabe kann auf verschiedene Systeme be-
zogen sein, z.B.:

• auf politische Teilhabe durch politische, bürgerli-
che und soziale Rechte

• auf soziale Teilhabe durch den Zugang zu per-
sönlichen Beziehungen und die Zugehörigkeit zu 
sozialen Netzwerken

• auf wirtschaftliche Teilhabe am Arbeitsmarkt und 
am ökonomischen System

• auf kulturelle Teilhabe, z.B. in den Zugängen und 
in der Nutzung des Bildungssystems oder der 
Freizeitgestaltung
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• auf gesellschaftliche Teilhabe durch den Zugang 
zu öffentlichen Gütern wie Gesundheit oder Mo-
bilität.

In einem weit gefassten Verständnis von Teilhabe 
sind daher alle Ressourcen, Aktivitäten und Bezie-
hungen einbegriffen, mit deren Hilfe sich Personen 
die gesellschaftlichen Möglichkeiten zur Gestaltung 
ihrer individuellen Lebensführung aneignen (vgl. 
Bartelheimer/Kärdtler 2002: 51). 

Wie in verschiedenen Berichten (z.B. PISA 2000, 
KIGGS 2007, OECD 2011, AWO-ISS-Studie zu Kin-
der- und Jugendarmut) deutlich wurde, sind diese 
Zugänge und die Möglichkeit der Nutzung von ge-
sellschaftlichen Ressourcen gerade für Kinder und 
Jugendliche aus sozi-o-ökonomisch schlechter ge-
stellten Familien in allen Bereichen, wie der Bildungs-
teilhabe, dem Bereich Gesundheit und Prävention 
oder der kulturellen Teilhabe, stark eingeschränkt. 

Für Kinder und Jugendliche bedeutet daher Teilhabe 
zum einen die Eröffnung von Zugängen und Beteili-
gung in allen gesellschaftlichen Bereichen unabhän-
gig von ihrer familiären Herkunft, die Unterstützung 
bei der Nutzung dieser Bereiche und die Möglichkeit 
zum schulischen und gesellschaftlichen Lernen. 

Zum anderen bedeutet es, die Möglichkeiten einer 
aktiven Teilnahme und Mitgestaltung (Partizipati-
on) in allen Bereichen, die Kinder und Jugendliche 
betreffen gemäß den Grundrechten von Kindern und 
Jugendlichen, die in der UN-Kinderrechtskonvention 
vereinbart wurden. 

4.3.6 Von der Integration ... 

Integration bedeutet in einem weit gefassten Ver-
ständnis die Wiederherstellung eines Ganzen aus 
seinen davon getrennten Teilen. Auch wenn der Be-
griff „Integration“ in den letzten Jahrzehnten eine 
bedeutende Verbreitung in der politischen und ge-
sellschaftlichen Diskussion fand, ist das Verständ-
nis dessen, was Integration ist und was sie für die 
Gesellschaft und Individuen bedeutet, weit gefä-
chert. So hat sich z.B. der Begriff „Integration“ in 
erster Linie in Zusammenhang mit dem Themenfeld 
„Migration“ eingebürgert, auch wenn Menschen mit 
dem Merkmal „Migrationshintergrund“ nur einen von 
vielen Teilen der Gesellschaft darstellen, die in vielen 

Bereichen nicht die volle gesellschaftliche Teilhabe 
leben können. 

„Insofern geht es bei Integration um die Herstellung 
von Chancengleichheit in der pluralen Einwande-
rungsgesellschaft für alle Einwohner/innen des Ge-
meinwesens – unabhängig von ihrer ethnischen, kul-
turellen oder sozialen Herkunft.“ (SPI o.J.: 28) Eine 
mögliche Grunddefinition ist daher, Integration als 
„process of becoming an accepted part of society“ 
(Pennix 2004: 12) zu verstehen.

In letzter Zeit ist jedoch vermehrt Kritik am Konzept 
der Integration laut geworden, die sich vorrangig 
auf drei Ebenen bezieht:

• In der Vorstellung vieler Akteure bezeichnete In-
tegration den End- und Idealzustand eines Pro-
zesses der Anpassung. Im Mittelpunkt steht da-
bei, dass eine bestimmte Gruppe von Menschen 
in eine bestehende Gesellschaft einzufügen ist.

• Mit der Grundannahme, dass es „Integrierte“ 
und „zu Integrierende“ gibt, geht einher, dass 
die etablierte Gruppe über umfassendere Rechte 
verfügt als die „aufzunehmende“. Diese Annah-
me widerspricht den Grundlagen sozialer Ge-
rechtigkeit.

• Obwohl betont wurde, dass die Gruppe der 
„Aufnehmenden“ die entsprechenden Bedin-
gungen für eine gelingende Integration schaf-
fen muss, stand dabei auch immer wieder die 
Leistungs- und Integrationsbereitschaft der „zu 
Integrierenden“ im Vordergrund. Integration kann 
in diesem Verständnis eine angemessene „Teil-
habe bei An-  und Übernahme der wesentlichen 
Normvorstellungen …, die das Funktionieren der 
gesellschaftlichen Subsysteme regieren“ (Null-
meier 2010: 34) bedeuten. Dass die Möglich-
keiten, die eine solche Integrationsbereitschaft 
und -fähigkeit fördern, zugleich von den Leben-
sumständen bestimmt wird, geriet dabei häufig 
aus dem Blickfeld.

Das Konzept der Integration bedeutet seinerseits 
eine Weiterentwicklung aus einer langen Tradition 
des Umgangs mit „AusländerInnen“ und anderen 
„Minderheiten“, in der Exklusion, Assimilation (als 
vollständige Anpassung) und schließlich Separation 
eine bedeutende Rolle spielten. Insofern ist Integra-
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tion nicht der „falsche Weg“ – es ist jedoch an der 
Zeit, aus den Hindernissen und Hemmnissen zu ler-
nen und neue Wege zu gehen (vgl. Hinz 2002). Eine 
Möglichkeit, die in den letzten Jahren immer mehr 
ins Blickfeld rückt, ist das Konzept der sozialen In-
klusion.

4.3.7 ... zur Inklusion

Der Begriff Inklusion stammt ursprünglich aus der 
Behinderten- und Menschenrechtsbewegung und 
wird heute auch von vielen Akteuren noch vorrangig 
vor diesem Hintergrund verstanden. In einer Weiter-
entwicklung des Konzeptes umfasst Inklusion jedoch 
das gesamte Spektrum der Vielfalt:

Die Salamanca-Erklärung der Vereinten Nationen 
von 1994 besagt z.B., „dass Schulen alle Kinder, 
unabhängig von ihren physischen, intellektuellen, 
sozialen, emotionalen, sprachlichen oder anderen 
Fähigkeiten aufnehmen sollen. Das soll behinderte 
und begabte Kinder einschließen, Kinder von entle-
genen oder nomadischen Völkern, von sprachlichen, 
kulturellen oder ethnischen Minoritäten sowie Kinder 
von anders benachteiligten Randgruppen oder -ge-
bieten“ (Salamanca-Erklärung 1994, Art.3).

Dieses Prinzip der Inklusion wurde in der UN-Kon-
vention über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen aus dem Jahr 2006 auch für den Bil-
dungsbereich (Art. 24) weiter ausformuliert. Inklusive 
Schule in diesem Sinne beinhaltet:

• Vorstellungen von einer mehr oder minder ho-
mogenen „Normalität“ abzubauen und durch 
die Wahrnehmung von Heterogenität als gesell-
schaftliche Realität zu ersetzen.

• ausschließende Barrieren der Teilhabe gleich wel-
cher Art abzubauen (z.B. physische, sprachliche 
oder soziale Barrieren), darunter u.a. „Sonder“-
Strukturen wie z.B. Sonder- und Förderschulen.

• eine „systemische Sichtweise, die in Klassen der 
allgemeinen Schule eine heterogene Lerngrup-
pe vorfindet, die aus diversen Mehrheiten und 
Minderheiten besteht – unter sprachlichen, eth-

nischen, religiösen, sozialen, lebensweltlichen, 
Geschlechterrollen-, behinderungsbezogenen 
und anderen Gesichtspunkten“ (Boban/Hinz 
2000: 133) einzunehmen. 

• sich von der Einteilung von Menschen in Gruppen 
abzuwenden zugunsten eines individuenzen-
trierten Fokus auf die Möglichkeiten, Kompe-
tenzen und Bedarfe des Einzelnen.

• die Rahmenbedingungen zu schaffen, damit je-
des Individuum in seiner Einzigartigkeit volle ge-
sellschaftliche Anerkennung und Teilhabe genie-
ßen kann.

Inklusion zielt darauf ab, der Individualität und 
den Bedürfnissen aller Menschen Rechnung zu 
tragen. „Die Menschen werden in diesem Konzept 
nicht mehr in Gruppen (z.B. hochbegabt, behindert, 
anderssprachig...) eingeteilt. Während im Begriff In-
tegration noch ein vorausgegangener gesellschaft-
licher Ausschluss mitschwingt, bedeutet Inklusion 
Mitbestimmung und Mitgestaltung für alle Menschen 
ohne Ausnahme. Inklusion beinhaltet die Vision einer 
Gesellschaft, in der alle Mitglieder in allen Bereichen 
selbstverständlich teilnehmen können und die Be-
dürfnisse aller Mitglieder ebenso selbstverständlich 
berücksichtigt werden. Inklusion bedeutet, davon 
auszugehen, dass alle Menschen unterschiedlich 
sind und dass jede Person mitgestalten und mitbe-
stimmen darf. Es soll nicht darum gehen, bestimmte 
Gruppen an die Gesellschaft anzupassen.“ (Krög 
2005)

„Inklusion“ beinhaltet damit die Berücksichtigung 
der Person in ihrer individuellen Vielfalt im System, 
sowohl auf gesellschaftlicher Ebene, als auch in Teil-
systemen wie im Bildungsbereich oder in den Aus-
formungen der jeweiligen Institutionen wie Schule. 
Inklusive Schule rückt in die Nähe einer „Pädago-
gik der Vielfalt“ (z.B. Prengel 1993, Hinz 1993). Die 
Unterschiedlichkeit von Schülerinnen und Schülern 
wird dabei nicht mehr als Defizit in Hinblick auf eine 
homogenisierende Norm betrachtet, sondern gesell-
schaftliche Vielfalt in- und außerhalb von Schule 
als positiver Wert anerkannt.9

9 Sander (2003) bezeichnet eine vollständig umgesetzte Inklusion im schulischen Bereich, als Ziel der Zukunft, als „allgemeine Pädagogik“, in der die
 Unterscheidung nach Zielgruppen, spezifischen Förderbereichen und pädagogischen Sonderdisziplinen aufgehoben ist.
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Inklusive Schule kann als der Prozess bezeichnet 
werden, Bildung vielfältig zu gestalten und eine 
„Bildung für alle“ umzusetzen: „Alle Menschen welt-
weit sollen Zugang zu qualitativ hochwertiger Bildung 
erhalten Jeder muss in die Lage versetzt werden, sei-
ne Potenziale entfalten zu können Dieser Anspruch 
ist universal und gilt unabhängig von Geschlecht, 
sozialen und ökonomischen Voraussetzungen oder 
besonderen Lernbedürfnissen eines Menschen.“ 
(Deutsche UNESCO-Kommission 2009: 3)

Mit der Ratifizierung der UN-Konvention über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen im Jahr 
2009 hat sich die Bundesrepublik Deutschland 
dazu verpflichtet, die Prinzipien, Wertehaltungen 
und Umsetzungen von Inklusion und inklusiver Schu-
le in Deutschland zu etablieren. Dies beinhaltet tief-
greifende Veränderungen auf normativer, rechtlicher 
und struktureller Ebene (s. Kap. 6 „Rahmenbedin-
gungen“).

Zwar hatten im Rahmen der Fälligkeit der ersten 
Berichtspflicht der Bundesregierung an die UN An-
fang 2011 mehrere Länder das Prinzip der inklusiven 
Schule rechtlich verankert, allein das Land Hamburg 
hatte jedoch einen individuellen Rechtsanspruch auf 
gemeinsames Lernen gesetzlich eingeführt.10 Mittler-
weile sind jedoch einige Ländern, wie z.B. Bremen, 
in der Umsetzung inklusiver Prinzipien weiter fort-
geschritten. Unter der Prämisse des sogenannten 
„Ressourcenvorbehalts“, d.h. dass schulische In-
klusion nur dann (vollständig) umgesetzt wird, wenn 
die erforderlichen Ressourcen vorhanden sind, ist 
jedoch damit zu rechnen, dass die Umsetzung einer 
inklusiven Schule in vielen Bundesländern nur zöger-
lich vonstatten geht. (vgl. Hirschberg 2010: 23) 

4.3.8 Von der interkulturellen Öffnung  
 zur „inklusiven Öffnung“?

Das Konzept der „Interkulturellen Öffnung“ (IKÖ) 
entstand Mitte der 1990er Jahre als Antwort auf die 
kritische Reflexion der Ausländerpolitik, -pädagogik 
und -sozialarbeit des vorigen Jahrzehnts. Die Kritik 
setzte damals zum einen an der defizitorientierten 
Perspektive auf Menschen mit Migrationshintergrund 
und zum anderen an den Ausgrenzungsmechanis-

10 http://www.eine-schule-fuer-alle.info/downloads/13-62-551/zwischenbericht-un-konvention.pdf

men („Geschlossenheit“) der für diese Bevölkerungs-
gruppe „zuständigen“ Institutionen an (vgl. Filsinger 
2002: 5).

Zusammen mit der Diskussion um die Restrukturie-
rungserfordernisse der Institutionen setzte die De-
batte um die Begriffe und Konzepte von „Kultur“ und 
„Interkulturalität“ ein. Auch wenn nach wie vor kein 
einheitliches Verständnis von „Kultur“ vorherrscht, 
lassen sich doch einige Grundlinien eines Kulturbe-
griffs, der sich in dieser Diskussion herauskristallisiert 
hat, zusammenfassen. Es handelt sich dabei um:

• einen Gebrauch des Begriffs, der das tägliche 
Leben und Handeln mit einbezieht.

• ein Konstrukt, das sich mit dem historischen 
Kontext, vor dem es gedacht wird, dynamisch 
verändert. „Kultur“ befindet sich demnach in 
einem ständigen Aushandlungsprozess (vgl. 
Schröer 2007: 1).

• ein Themenfeld, das unterschiedliche Zugehö-
rigkeiten und Zugehörigkeitsgefühle, Abgren-
zungen, Ausdrucksformen und Lebenslagen ver-
eint (vgl. Gmende / Schröer / Sting 1999: 13).

In diesem umfassenden Verständnis sind mit „In-
terkulturalität“ nicht nur die Beziehungen zwischen 
Menschen mit und ohne Migrationshintergrund ge-
meint. „Interkulturalität“ gilt vielmehr für das gesamte 
Verhältnis zwischen unterschiedlichen Lebensformen 
und umfasst Unterschiede des Geschlechtes, des 
Alters, der Religion, der sexuellen Orientierung, der 
körperlichen Ausstattung, der sozioökonomischen 
Lage und biografischen Erfahrungen. Damit knüpft 
„Interkulturalität“ an Diversity-Konzepte an (Hand-
schuck / Schröer 2002: 511; Schröer 2007: 2). 

Ein Umgang mit unterschiedlichen Lebensvoraus-
setzungen, der auf einer ständigen Bearbeitung von 
Differenz beruht, kann jedoch nicht zu einer dauer-
haften Perspektive auf Vielfalt als Unterschiede im 
Gemeinsamen führen (vgl. Hamburger 2009). Eine 
Bildung, die Gleichheit, Anti-Diskriminierung und die 
Fähigkeit zum Dialog (vgl. Auernheimer 1999) mit 
Menschen fördert, die – aufgrund welchen Merkmals 
auch immer – als „anders“ empfunden werden kann 
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hingegen als „Pädagogik der Anerkennung“ (Kiesel 
1996) Vielfalt anerkennen und wertschätzen und dies 
in ihrer Arbeit auch an Kinder und Jugendliche ver-
mitteln.

Diese Haltung der Anerkennung ist auch für die in-
stitutionelle Öffnung von Regelstrukturen notwendig, 
reicht aber weit darüber hinaus: „Was als Kritik an 
der Effektivität und Effizienz sozialer Dienste begon-
nen hat, hat sich inzwischen zu einer Forderung an 
die Gesellschaft insgesamt und damit an alle rele-
vanten Institutionen entwickelt.“ (Schröer 2007: 1)

Diese „Interkulturelle Öffnung“ kann daher nur durch 
eine Zusammenspiel verschiedener Ebenen entste-
hen, von Politik, Schule, Jugendhilfe und Jugendso-
zialarbeit auf der Ebene der Institutionen und Trägern 
bis hin zu den Lehr- und Fachkräften (vgl. Filsinger 
2002: 15), und muss Kinder, Jugendliche und Eltern 
einschließen. 

In diesem Verständnis hat „Interkulturelle Öffnung“ 
zum Ziel:

• anstelle einer defizitorientierten Perspektive die 
Erkenntnis, Anerkennung und Wertschätzung 
von Vielfalt zu fördern, 

• die Anforderungen von Chancengleichheit, Anti-
Diskriminierung und Gleichbehandlung umzuset-
zen,

• das Machtgefälle „zwischen Organisations bzw. 
Verwaltungskulturen und den unterschiedlichen 
kulturellen Lebenswelten der Nutzerinnen und 
Nutzer“ (Schröer 2007: 4) kritisch zu reflektieren,

• bestehende Hemmschwellen und Barrieren für 
den Zugang zu den Einrichtungen und Diensten 
sowohl auf Ebene des Personals, als auch der 
KlientInnen, abzubauen, sowie

• „interkulturelle“ Kompetenz als Querschnittss-
aufgabe aller Bereiche von öffentlichen und frei-
en Trägern (ebd.), wie von Schule und Jugendso-
zialarbeit, zu vermitteln, (ebd.).

Interkulturelle Öffnung wird damit zum aktiven, be-
wusst gestalteten Prozess, „… der (selbst-)reflexive 
Lern- und Veränderungsprozesse von und zwischen 
unterschiedlichen Menschen, Lebensweisen und 
Organisationsformen ermöglicht, wodurch Zugangs-
barrieren und Abgrenzungsmechanismen in den zu 
öffnenden Organisationen abgebaut werden und An-
erkennung ermöglicht wird“ (Schröer 2007: 2).
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5 „Bildung vielfältig gestalten“  
 in der Praxis
Ziel einer Inklusiven Schule ist eine Strukturierung 
von Rahmenbedingungen und Lernen in einer Wei-
se, in der die Teilnahme und Partizipation für alle 
Schülerinnen und Schüler möglich werden. Die 
Förderung im Rahmen der Regelstrukturen löst damit 
z.B. im Bereich Schule das Konzept von „Förderklas-
sen“ oder auf bestimmte Zielgruppen beschränkte 
Angebote ab, denn wo Inklusion „... gelingt, werden 
separierende Einrichtungen unnötig.“ (A-FET und 
IGfH 2011: 2). 

In Schule und Jugendsozialarbeit besteht bereits 
ein breites Spektrum von praktischen Ansätzen, 
um Bildung vielfältig zu gestalten. Im Rahmen der 
Jugendsozialarbeit stehen derzeit schulbegleitende 

Unterstützungsmaßnahmen (z.B. in Form von Ge-
sprächsangeboten), Projekten und Projekttagen (z.B. 
zur Antidiskriminierung) sowie zielgruppenbezogene 
Angebote oder Ansätze im Vordergrund. Eine struk-
turelle Verankerung wird derzeit nur an vergleichs-
weise wenigen Schulen umgesetzt. 

Wo möglich, wird im Folgenden auf bestehende Kon-
zepte zurückgegriffen und der Versuch unternom-
men, diese vor dem Hintergrund einer vielfältigen 
Bildung weiterzuentwickeln. 

5.1 Konzepte und Grundlinien von „Vielfalt“ an Schule

Um Bildung vielfältig zu gestalten und die Erforder-
nisse einer inklusiven Schule umzusetzen, sind inklu-
sive Praktiken auf mehreren Ebenen zu schaffen (vgl. 
UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen, Art. 24):

• die Verankerung von Vielfalt als positiver Wert in 
allen Strukturen.

• das Erkennen und der Abbau von möglichen 
Barrieren der Teilhabe.

• die Schaffung von inklusiven Lehr- und Lern-
strukturen.

• eine Assistenz und Unterstützung in Momenten 
und Bereichen des Bedarfs, ohne permanente 
und stigmatisierende „Sonderstrukturen“.

• die Aus- und Weiterbildung für die Erfordernisse 
einer Bildung für Vielfalt.

• der Aufbau partizipativer Strukturen.

• der Aufbau kooperativer Teamstrukturen.

• die Qualitätssicherung durch Evaluation und Re-
flexion.

1) Verankerung von Vielfalt als positiver Wert

„So verbindlich Bildung als Bildung für die Erhaltung 
der Welt und der Möglichkeit des Zusammenlebens 
in der Krisengesellschaft sein muss, so plural muss 
sie zugleich in allen übrigen Bereichen sein: Lebens-
formen, ethnische Kulturen, Aneignungsgegenstän-
de sind in ihrer Relevanz nur durch die großen Ver-
bindlichkeiten begrenzt. Hier hat nicht eine Religion, 
eine pädagogische Richtung, eine nationale Kultur, 
eine Gruppe (ein Geschlecht, eine soziale Schicht, 
eine Lebensweise) das Recht auf Vorherrschaft (etwa 
im Curriculum). Pädagogik der Vielfalt zielt auf so-
zial gleiche Chancen, um Individualität zu entfalten, 
und ist nicht-hegemonial orientiert“ (Preuss-Lausitz 
1993: 34). Dies bedeutet jedoch zugleich, das Prin-
zip der Inklusion nicht ausschließlich, wie es noch 
oft geschieht, auf Menschen mit Behinderungen zu 
beziehen.

„Bildung vielfältig zu gestalten“ bedeutet, für gesell-
schaftliche Vielfalt zu sensibilisieren. Einige Ansätze 
dafür bestehen bereits im Bereich der Antidiskrimi-
nierung. 
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Ausgangspunkt jeder Diskriminierung ist eine Be-
wertung von Menschen aufgrund eines oder meh-
rerer Merkmale. Menschen werden aufgrund unter-
schiedlicher Merkmale (z.B. der „Dimensionen der 
Differenz“ wie ethnische Herkunft, Alter oder sexu-
elle Identität, Religion oder einer Behinderung), in 
unterschiedlichen Kontexten (beim Übergang in die 
weiterführende Schule etc.) und durch unterschied-
liche Akte (z.B. ignorieren, benachteiligen, verbale 
oder körperliche Angriffe) diskriminiert. Theorien wie 
die Intersektionalitätsforschung weisen auf die ge-
genseitige Verstärkung und Beeinflussung von Merk-
malen hin, aufgrund derer Menschen diskriminiert 
werden (z.B. „türkischer männlicher Jugendlicher“ im 
Rahmen der Diskussion um die „violent young men“).
 
Grundlage von Diskriminierung ist eine „Ideologie 
der Ungleichwertigkeit“, die Menschen mit diesem 
Merkmal als „weniger wert“ einordnet. Heitmeyer 
(2007) bezeichnet dies als „Syndrom der gruppenbe-
zogenen Menschenfeindlichkeit“.

Kinder und Jugendliche sind allen Formen der Dis-
kriminierung ausgesetzt: Auf individueller Ebene 
werden sie sowohl von Erwachsenen als auch von 
Gleichaltrigen „abgewertet“ und auf verschiedene 
Weise angegriffen. Institutionell steht besonders 
das Bildungssystem häufig unter Diskriminierungs-
verdacht, besonders wenn man die Verteilung der 
Bildungsbeteiligung nach sozioökonomischen Merk-
malen betrachtet. Strukturell werden Kinder- und Ju-
gendliche häufig allein aufgrund des Merkmals „Al-
ter“ diskriminiert.

Maßnahmen, um Vielfalt als positiven Wert zu ver-
ankern und Diskriminierung abzubauen müssen so-
wohl auf der institutionellen Schulebene, als auch 
bei der Bewusstseinsbildung von Schülerinnen und 
Schülern, der Lehrerschaft und der Führungsebene 
ansetzen.

• durch gemeinsame Gesprächs- und Arbeits-
kreise, in denen die Umsetzung der Prinzipien 
von Antidiskriminierung inklusiver Schule vor Ort 
gemeinsam erarbeitet werden.

• durch die Verankerung der Wertschätzung von 
Vielfalt in das Leitbild der Schule.

• durch den Einbezug der spezifischen Mechanis-
men der Identitätsbildung von Jugendlichen, de-
ren Gruppenbildung und Werte häufig erheblich 

von denen Erwachsener differieren, z.B. im Rah-
men von Peersupport.

• durch die Durchführung von Projekten und Pro-
jekttagen zur Antidiskriminierung und für Vielfalt. 
Dazu zählen z.B. Begegnungsprojekte und viel-
fältige Erfarhungsmöglichkeiten sowie Antidiskri-
minierungstrainings.  

In dieser Hinsicht besteht bereits eine Vielfalt von An-
geboten. Eine Haltung der Vielfalt sensibilisiert be-
sonders für die Einzigartigkeit des Individuums, die 
über einzelne Merkmale hinausreicht. Weniger steht 
die Bearbeitung von Teilthemen im Vordergrund, als 
vielmehr deren Verbindung in einer inklusiven Hal-
tung, die die Bedürfnisse von allen berücksichtigt. 

Jugendsozialarbeit ist ein zentraler Bestandteil einer 
Verankerung von Vielfalt an Schule, z.B. im Rahmen 
der gemeinsamen Erarbeitung von Schulkonzepten, 
in der Durchführung von Projekten und Projekttagen, 
als Ansprechpartner gegen Diskriminierung, in der 
Beratung und in der Unterstützung von Konfliktbear-
beitungen sowie im Transfer der Bedarfe der Schü-
lerinnen und Schüler in die institutionellen Strukturen. 

2) Erkennen und Abbau möglicher Barrieren der 
Teilhabe

Als Barrieren gelten alle Elemente in der Umwelt, die 
eine Teilnahme und Mitgestaltung von Schülerinnen 
und Schülern am gemeinsamen Leben und Lernen 
behindern. 

Barrieren sind u.a.:

• physikalische Barrieren, z.B. in der Baustruk-
tur und in der Zugänglichkeit von Gemein-
schaftseinrichtungen,

• kommunikative Barrieren, darunter auch schwie-
rige Sprache oder eine Schulpraxis, die unter-
schiedliche sprachliche Voraussetzungen und 
Erstsprachen als Kriterium für einen Ausschluss 
oder eine Abwertung beinhaltet,

• soziale Barrieren, z.B. diskriminierende Einstel-
lungen und Haltungen,

• ökonomische Barrieren (vgl. Schulze 2011: 16).
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In einer Gestaltung für Vielfalt geht es darum, mög-
liche Barrieren auf allen Ebenen zu reflektieren, zu 
analysieren und mögliche Formen der Weiterent-
wicklung und Umgestaltung zu erarbeiten.

Eine Schule der Vielfalt umzusetzen heißt, Gegen-
stände, Einrichtungen, Medien und weitere Kom-
munikationsformen so zu gestalteten, das sie von 
allen Schülerinnen und Schülern, allen Lehrkräften 
und dem gesamten Schulpersonal uneingeschränkt 
benutzt werden können. Sie bedeutet weiterhin die 
Reflexion und den Abbau sozialer Barrieren (wie dis-
kriminierenden Einstellungen), und schließlich bein-
haltet sie das kritische Überprüfen und den Abbau 
ökonomischer Barrieren.

3) Schaffung von inklusiven Lehr- und Lernstruk-
turen

Eine Teilhabe für alle an einer gemeinsamen Bildung 
bedeutet eine Orientierung nicht an einem allgemei-
nen Standard des Lehrplans, sondern an den Mög-
lichkeiten und Kompetenzen des Einzelnen. Dazu 
gehören:

Eine Lernorientierung statt Lehrorientierung: Im 
Mittelpunkt steht die Möglichkeit, Fähigkeiten und 
Kompetenzen im gegenseitigen Austausch zu er-
werben. Nicht der Unterricht wird als primärer Ort 
des Lernens angesehen, sondern alle Erfahrungen 
werden in die Gestaltung des Lernens einbezogen. 
(vgl. Stroot 2009: 26ff.) Dabei werden individuelle 
Vereinbarungen zu den Lernzielen getroffen, die dem 
Lerntempo und den individuellen Arbeitsweisen der 
Lernenden angepasst sind.

Die Entwicklung neuer Lernarrangements: Z.B. 
können heterogen zusammengesetzte Lerngruppen 
gebildet werden, wie z.B. im „kooperativen Lernen“ 
(Green/Green), die jeweils unterschiedliche Gruppen-
aufgaben bearbeiten (Boban/Hinz 2007). Dabei geht 
es zum einen darum, die gegenseitigen Einflüsse 
sowie die vorhandenen Kompetenzen positiv zu nut-
zen und weitere Kompetenzen und Möglichkeiten zu 
erschließen. (vgl. Hinz 2010: 61)

Die Bildung von „Lehrteams“: „Inklusive Schule 
kann aufgrund der höheren Komplexität unterschied-
licher Bedarfe und Notwendigkeiten nicht nach der 
tradierten Logik, ,ein Lehrer – eine Klasse´ funktionie-
ren“ (Hinz 2010: 61). Ein notwendiges Moment in der 
Umsetzung sozialer Inklusion in der Schule ist daher 

die Bildung von Lehrteams, in der Lehrkräfte, päda-
gogische MitarbeiterInnen und ggfs. Fachkräfte der 
Jugendsozialarbeit zusammen an der Gestaltung 
des Unterrichtes und der Angebote außerhalb des 
Unterrichts arbeiten. (vgl. Hinz 2000: 128f.) 

4) Inklusive Formen und Maßnahmen der Unter-
stützung

Im Zuge der erforderlichen Restrukturierung ist auch 
für die Jugendsozialarbeit ein erhebliches Umden-
ken erforderlich: Bisherige Orientierungen an Ziel-
gruppen und deren direkte Unterstützung können 
umgewandelt werden „zugunsten der Orientierung 
an spezifischen Situationen und Formen der indi-
rekten Unterstützung. Unterstützung erfolgt, damit 
sie nicht stigmatisierend für Einzelne wirkt, nonkate-
gorial, prozessbezogen und systemisch“. (Hinz 2010: 
61) Dies bedeutet den Vorrang von situationsbezo-
genen und temporären Formen der Unterstützung 
vor „Sonderformen“. 

Auch in diesem Bereich ist eine Weiterentwicklung 
entsprechender Maßnahmen, die Unterstützung 
durch die Träger und die Schaffung struktureller Rah-
menbedingungen durch die Politik eine notwendige 
Gelingensbedingung.

5) Qualifizierung für die Erfordernisse einer Bil-
dung für Vielfalt

Die vielfältigen neuen Aufgaben sind nur im Rahmen 
einer Qualifizierung von Lehr-, Fach- und Führungs-
kräften zu bewältigen. Dies erfordert zum einen die 
Aufnahme der Erfordernisse von Inklusion als Quer-
schnittsthema in die entsprechenden Ausbildungs-
gänge der Hochschule und zum anderen eine konti-
nuierliche Fort- und Weiterbildung. 

Im Zusammenhang mit der Befähigung zur Gestal-
tung von Vielfalt wurde das Konzept der „Interkul-
turellen Kompetenz“ vielfach als zentraler Aspekt 
diskutiert. Oft wurde der Ansatz aufgrund seiner häu-
figen Engführung auf den Bereich Migration, bei dem 
die Gefahr besteht, eine differenzorientierte Perspek-
tive zu fördern, zum Gegenstand von Kritik (vgl. z.B. 
Hamburger 2009). 

„Interkulturelle Kompetenz“ kann jedoch ein be-
deutend weiteres Feld abdecken als den „Migrati-
onsbereich“ und bedeutet auf jeden Fall mehr, als 
„nur“ Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter mit Migrati-
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onshintergrund einzustellen. Es geht dabei um die 
Vermittlung vielfältiger und multidimensionaler Fä-
higkeiten, die es erlauben, die eigene Normativität 
in Frage zu stellen, und einen wertschätzenden Blick 
auf Vielfalt zu entwickeln. 

Dieses weiter gefasste Verständnis von „Interkultu-
reller Kompetenz“, die u.U. als „Kompetenz für Viel-
falt“ bezeichnet werden könnte, beinhaltet vorrangig 
drei Dimensionen:

• Verständnis für Vielfalt
 –  Wissen über politische, soziale, wirtschaft-

liche und „kulturelle“ Konstruktionen von Ka-
tegorien und Gruppenzuweisungen

 –  Kenntnis über die Situation und Lebenslagen 
von Menschen unterschiedlicher Herkunft 
und Voraussetzungen in Deutschland

 –  die Fähigkeit zwischen Differenzen aufgrund 
verschiedener Merkmale, sozialen Problem-
stellungen und unterschiedlichen Ursachen 
von Konflikten zu unterscheiden und damit 
umzugehen. Dies beinhaltet z.B. die Fähig-
keit, bei kulturalisierten Konflikten zu erken-
nen, welche grundsätzlichen Ursachen zu 
Grunde liegen.

 –  die Orientierung nicht an Zielgruppen, son-
dern am Bedarf von Einzelnen.

• Haltung für Vielfalt 
 – Kritische Selbstreflektion eigener Ansichten, 

Normvorstellungen und des eigenen Habitus. 
 – Achtungsvoller, wertschätzender Umgang mit 

Menschen anderen Aussehens, anderer Her-
kunft, anderer körperlicher, psychischer oder 
emotionaler Eigenschaften, Meinung und Ge-
wohnheit. 

• Alltagspraktisches Handlungswissen
 – Konkrete Umsetzung von Verständnis und 

Haltung im alltäglichen sozialen Handeln, da-
runter auch die Fähigkeit zur Konfliktbearbei-
tung.

Die Ausbildung dieser Fähigkeiten ist nicht nur für 
Lehr-, Fach- und Führungskräfte zentral sondern 
auch die Vermittlung an Schülerinnen und Schüler, 
um eine Schule in Vielfalt zu ermöglichen.

6) Aufbau partizipativer Strukturen

Die Umsetzung einer Teilhabe für alle bedeutet zu-
gleich, eine aktive Einflussnahme zu ermöglichen. 
Ziele und Maßnahmen werden dabei partizipativ 
festgelegt und von allen getragen. Auch komplexere 
Problemstellungen und Entscheidungen sollten zum 
Gegenstand von heterogen zusammengesetzten 
Teams werden. Ein Beispiel dafür ist der Aufbau einer 
demokratischen Schulstruktur.

Eine demokratische Schulstruktur besagt, dass das 
Recht auf aktive Teilnahme (Partizipation), das in der 
UN-Kinderrechtskonvention für alle Kinder und Ju-
gendlichen festgeschrieben ist, im Schulalltag in die 
Praxis umgesetzt wird. 

Unabdingbar für die Umsetzung von Partizipation 
ist eine entsprechende Haltung und Initiative von 
Seiten der Schulleitung, um durch Personalführung, 
Organisation und Leitungsentscheidungen entspre-
chende Haltungen gegenüber der Beteiligung zu 
schaffen und zu fördern. Weiterhin ist es notwen-
dig, entsprechende Strukturen der Beteiligung zu 
schaffen, z.B. entsprechende Formate oder Gremien.

Freitag (2011) unterscheidet sechs verschiedene 
Stufen der Partizipation:

Die Entwicklung einer demokratischen Schulstruktur 
steht dabei vor einer strukturellen Herausforderung: 
Auch wenn das Recht auf Partizipation von Kindern 
und Jugendlichen in Deutschland anerkannt ist, be-
steht zum einen doch ein prinzipielles strukturelles, 
verfassungsrechtlich legitimiertes Ungleichgewicht in 
dem verschiedene Rechte (z.B. Recht auf Selbstbe-
stimmung bzw. Elternrechte) dem Primat der Schule 
(z.B. Schulpflicht) untergeordnet sind (s. z.B. Brenner 
2003). „Eltern- und Schülerschaften deutscher Schu-
len stellen aus verfassungsrechtlicher Sicht demo-
kratisch nicht legitimierte Teilvölker dar, die aus ihrer 
unmittelbaren Betroffenheit von staatlichem Handeln 
in der Schule keinen Anspruch auf besondere Mitbe-
stimmungsrechte ableiten können (vgl. BVerfGE 93, 
37 [69]).“ (Freitag 2011: 2) 
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Damit wird das Ausmaß und die Form der Beteili-
gung de facto zu einer Entscheidung der jeweiligen 
Schulleitung, der Lehrkräfte und pädagogischen Mit-
arbeiterschaft, die nach der rechtlichen Lage über die 
alleinige Entscheidungsmacht in allen wesentlichen 
Belangen verfügen. In letzter Instanz bedeutet dies, 
dass die Teilnahme von den jeweiligen Regelungen 
der Schule abhängig ist.     

7) Aufbau kooperativer Teamstrukturen

Die verschiedenen Anforderungen, die mit einer Ge-
staltung von Vielfalt und einer Orientierung am Ein-
zelnen einhergehen, können nicht von einer Person 
oder einem System allein geleistet werden. Im Vor-
dergrund eines integrativen Verständnisses steht da-
her die Teamorientierung. Dies bedeutet, dass Un-
terrichtspläne und Lernziele in heterogenen Teams 
unter Einbezug unterschiedlicher Fachrichtungen 
erarbeitet, Konflikte im Team geklärt und Problem-
stellungen gemeinsam besprochen werden. Jugend-
sozialarbeit soll selbstverständlicher Bestandteil der 
Teams sein.

Gleichzeitig beinhaltet dies auch eine Veränderung 
von Rollenverständnis und Arbeitsteilung: Die 
Fachkräfte der Jugendsozialarbeit, als fester Be-
standteil von Teams, übernehmen sowohl gemein-
schaftliche Aufgaben (s.o.), wie auch besondere 
Aufgaben der individuellen Unterstützung und der 
allgemeinen Beratung, u.U. auch von Eltern und 
Lehrkräften. Dieses Rollenverständnis und die Ar-
beitsteilung müssen auf individueller Ebene perma-

Abbildung 6: Stufen der Partizipation von Kindern und Jugendlichen.

Beteiligung = Partizipation
Partizipation = Beteiligung

Beteiligungsstufen
Kennzeichen der 
Stufen

Teil-
nahme

Trans-
parenz

Mitwir-
kung

Mitbe-
stim-
mung

Selbst-
bestim-
mung*

Körperlich teilnehmen x x x x

Sich äußern können, ohne gefragt zu werden x x x x

Über den Gegenstand hinreichend informiert werden x x x

Um die eigene Meinung gebeten werden x x

Entscheidungen durch Stimmrecht beeinflussen können x

Verantwortung für Entscheidungen übertragen bekommen x

*  Selbstbestimmung im Rahmen von Beteiligungsprozessen, verstanden als Folge der Delegation von Entscheidungsmacht unter Bedingungen, die von  
 den Machtabgebenden festgelegt werden. Quelle: Freitag 2011: 6.

nent reflektiert, auf schulischer Ebene abgestimmt 
sowie von den Trägern der Jugendsozialarbeit un-
terstützt werden.

Die beinhaltet:

• die regelmäßige Absprache in gemeinsamen 
Gremien, 

• die Festlegung verbindlicher Ansprechpartne-
rinnen und Ansprechpartner 

• eine schriftliche Festlegung von Rollen und Ar-
beitsteilungen sowie 

• eine Kultur der Wertschätzung und Gemein-
schaftlichkeit. 

8) Kooperation und Vernetzung 

Weiterhin besteht die Notwendigkeit einer engen 
Kooperation und Vernetzung mit allen Akteuren der 
Lebensumwelt von Kindern und Jugendlichen, z.B. 
Sozialer Arbeit, Gesundheitsbereich und Wirtschaft. 
Besonders die Eltern sind ein zentraler Koopera-
tionspartner, für den Gremien der Mitbestimmung 
sowie Möglichkeiten einer individuellen Beratung 
eingerichtet werden sollten. Die Jugendsozialarbeit 
kann dahingehen eine Beratungs- und eine Schnitt-
stellenfunktion zur Lebenswelt der Jugendlichen, 
auch im Rahmen von Elternarbeit, übernehmen. 
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9) Qualitätssicherung durch Evaluation und 
Reflexion  

Ein zentraler Bestandteil der Schulentwicklung sind 
Maßnahmen zur Qualitätssicherung: Qualität an 
Schule wird durch kontinuierliche Selbstreflexion, 
Fort- und Weiterbildung der Fach-, Lehr- und Füh-
rungskräfte sowie durch regelmäßige Evaluation si-
chergestellt.

Schule sollte sich dabei als lernende Organisation 
verstehen: Das Lernpotential darf sich dabei nicht 
nur auf die Schüler, sondern muss sich auch auf 
Lehr- und Fachkräfte, die Führungsebene und die 
Organisationsstruktur und -kultur beziehen. Dies be-
inhaltet eine beständige Reflexion des Umgangs mit 

5.2 Good Practice-Beispiel

Zielen und Strukturen sowie die Notwendigkeit einer 
angemessenen „Fehlerkultur“ (Stroot 2009). „Feh-
ler“ werden im Team besprochen, eine individuelle 
Schuldzuweisung wird dabei vermieden. 

Insbesondere geht es in einem fortlaufenden Verstän-
digungsprozess um die Umsetzung, Veränderung, 
Erweiterung und Begründung des Schulkonzepts. 
Dabei stehen die Ausarbeitung der Leitlinien, Fragen 
des Schulkonzepts, die Gestaltung von Lernen sowie 
Fragen der Organisationsstruktur und Personalent-
wicklung im Mittelpunkt. (Thies o.J.: 3)

einschätzung ihrer Kinder eingebunden. Auch in die 
weitere Planung der Entwicklung sind Eltern und Kin-
der einbezogen.

Das Theaterspiel als Ebene des Austauschs und 
wichtiges Element für die emotionale und soziale 
Entwicklung hat einen festen Platz im Unterrichts-
plan in Anlehnung an die durch ein Schulparlament 
abgestimmten Jahresthemen. 

Die Qualität des Unterrichts wird in Teamarbeit, z.B. 
durch kollegiale Hospitation, durch schulinterne 
Qualifizierungssysteme weiterentwickelt.

Ebenso werden schuleigene Curricula in Fachrun-
den entwickelt. Inklusive Binnendifferenzierung, das 
Prinzip der Vernetzung der Fächer und Deutsch als 
Zweitsprache sind dabei begleitende Querschnitts-
themen. (Babbe 2010)

Die Erika-Mann-Grundschule in Berlin Wedding

Die Struktur der Schülerinnen und Schüler der Erika-
Mann-Grundschule in Berlin Wedding ist von einer 
Vielzahl an Ausgangsbedingungen geprägt. Das Leit-
bild der Schule folgt einer Wertschätzung von Vielfalt, 
die auf der Grundannahme beruhen, dass „jedem In-
dividuum unterschiedliche Reichtümer innewohnen, 
die eine Bildungsinstitution wie die unsere als Schatz 
bergen muss, und für dessen Vergrößerung wir im 
Sinne von Entfaltung Sorge tragen.“ (Babbe 2010: 
69)

Unter dem Konzept „,Selbstbestimmtes Lernen den 
ganzen Tag´ werden Entscheidungs- und Handlungs-
kompetenz, Selbstverantwortlichkeit, Fähigkeit zur 
Selbstreflexion, Diskursfähigkeit und Präsentations-
fähigkeit“ (ebd.) als Leitziele der individuellen Lern-
prozesse definiert.

Wo zunächst leistungsdifferenzierte Gruppeneintei-
lungen in Klassenarbeiten vorgesehen waren, entwi-
ckelten sich daraus individualisierte „Levelarbeiten“. 
Die Schülerinnen und Schüler entscheiden dabei 
selbst, welches Anforderungslevel sie bearbeiten. 

Die Eltern werden ausführlich über das Schulkon-
zept, die Anforderungslevel und den Stand ihrer Kin-
der informiert und sind in den Prozess der Selbst-
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6 Grundlinien und Rahmen- 
 bedingungen 
So wertvoll und wichtig diese Ansätze auch sind, 
so schwierig ist es, eine Wertschätzung von Viel-
falt nachhaltig zu etablieren, wenn die strukturellen 
Rahmenbedingungen (Verhältnisse, z.B. durch nor-
morientierte Leistungsbewertung) dem entgegenste-
hen.11 Die Gestaltung von Vielfalt ist daher auch eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe (s.a. Kap. 7).

Die grundlegende Zielsetzung einer Gestaltung von 
Bildung für Vielfalt unter dem Prämissen der Inklusi-
on, zu denen sich Deutschland mit der Ratizifierung 
der UN-Konvention für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen verpflichtet hat, ist der Abbau von 
„gesonderten Maßnahmen“ und eine Gestaltung von 
Rahmenbedingungen, innerhalb derer Schule inklu-
siv gestaltet werden kann.

11 Damit ist nicht eine generelle Abkehr von Leistung gemeint (die auch dem außerschulischen und beruflichen Alltag entgegenlaufen würde), sondern eine
 Abkehr von den gleichen Leistungsanforderungen für alle, unabhängig von den individuellen Voraussetzungen.

Abbildung 7: Bildung aus der Perspektive der Inklusion.

Quelle: Deutsche UNESCO-Kommission 2009: 15.

Das Bildungssystem trägt die volle Verantwortung 
dafür, das Recht auf Bildung sicherzustellen

Es ist ausgestattet und in der Lage,
 Vielfalt zu begegnen durch:

Das gesamte Umfeld beteiligt sich aktiv und aus
eigenem Antrieb an der Förderung von Inklusion

An Bedürfnissen orientierte,
kinderfreundliche Umgebung

Flexible Lehrmethoden mit innovativen Ansätzen für 
Unterrichtsmittel, Ausstattung und den Einsatz von 

Informations und Kommunikationstechnologien

Flexible Lehr und Lernmethoden
angepasst an verschiedene Bedürfnisse und Lernstile

Neuorientierung der Lehrer-Ausbildung

Flexibles Curriculum
geht auf verschiedene Bedürfnisse ein und ist
nicht überladen mit akademischen Inhalten

Wertschätzung von Vielfalt

Einbindung von Eltern und Gemeinden

Frühe Identifikation und Fördermaßnahmen für gefährdete Kinder
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6.1 Grundlinien einer „Bildung für Vielfalt“

„Heterogenität ist keine neue Herausforderung pä-
dagogischen Handelns. Folgt man den klassischen 
Bildungstheorien so orientieren sich Bildungs- und 
Erziehungsprozesse immer an der Individualität des 
Einzelnen“ (Strasser 2011: 14). Eine Umsetzung einer 
„Bildung für Vielfalt“ bedeutet in erster Linie: 

• die Individualisierung der Bedingungen des Bil-
dungsbereichs. Nicht mehr der Einzelne muss 
sich in bestehende Strukturen einfügen, sondern 
Bildung muss in einer Form gestaltet sein, die 
am Individuum und seinen Bedürfnissen orien-
tiert ist.

• die Förderung einer Kultur der Anerkennung und 
Wertschätzung und die gesellschaftliche Sensi-
bilisierung für Themen der positiven Anerken-
nung von Vielfalt, u.a. durch die Zusammenar-

beit mit populären Medien, aber auch durch die 
Thematisierung von Bedenken und Ängsten in 
geschütztem Rahmen,

• das Empowerment von Kindern und Jugend-
lichen, aber auch Lehr- und Fachkräften sowie 
Familien, z.B. durch gezielte, individualisierte 
Förderung von Selbstwirksamkeit,

• die gemeinsame Strukturierung und Konzeption 
der Rahmenbedingungen, in denen es möglich 
ist, Bildung vielfältig zu gestalten.

Die Umsetzung dieser Grundlinien in die Praxis von 
inklusiver Schule und einer Bildung der Vielfalt bein-
halten eine Vielzahl an Aufgaben und Restrukturie-
rungsleistungen auf allen gesellschaftlichen Ebenen.

6.2 Rahmenbedingungen und Aufgaben

Aus der UN-Konvention und den o.g. Ausführungen 
leiten sich verschiedene Rahmenbedingungen ab, 
die auf verschiedenen Ebenen geschaffen werden 
müssen:

• Bewusstseinsbildung: Sensibilisierung für 
Menschen mit Behinderungen auf allen Ebenen 
einschließlich der Medien, z.B. durch geeignete 
Schulungsprogramme und Kampagnen (Art. 8) 

• Gesetzgebung und Recht: Gesetzgeberische 
Maßnahmen sowie die Entwicklung von Rechts-
vorschriften und Umsetzungskonzepten zur Er-
möglichung eines neuen Bildungsbegriffs, 

• Barierrefreiheit: a) physisch: Einsatz von Gü-
tern, Dienstleistungen, Geräten und Einrich-
tungen mit universellem, d.h. barrierefreiem De-
sign, Barrierefreiheit in öffentlichen Gebäuden 
und ggfs. geeignete Assistenz. b) in Kommu-
nikation und Information: Bereitstellen barrie-
refreier Kommunikationsformen und Information 
c) im sozialen Miteinander (s. Bewusstseinsbil-
dung) d) in der Ökonomie (s. Einsatz erforder-
licher Ressourcen)

• Einsatz erforderlicher Ressourcen: Bereit-
stellung und Einsatz notwendiger Ressourcen 

bedeutet auch, den bisherigen „Ressourcenvor-
behalt“ vieler Länder durch gangbare Finanzie-
rungsmodelle zu ergänzen.

• Entwicklung von institutionellen Strukturen: 
Um Inklusion als Querschnittsaufgabe zu veran-
kern, müssen entsprechende Strukturen, z.B. in 
der Verwaltung und bei den Trägern der Jugend-
sozialarbeit, geschaffen werden. Zudem erfor-
dert das Ziel  und Prinzip der Selbstbestimmung, 
Strukturen der Partizipation einzurichten.

• Ausbildung von Fachkräften: Schulung und 
Ausbildung in mehreren Bereichen, um das not-
wendige Wissen, die Kompetenzen und das Be-
wusstsein von Lehr-, Fach- und Führungskräften 
zu fördern.

• Entwicklung angemessener Maßnahmen: 
Dies bezieht sich weniger auf die Entwicklung 
von Einzelmaßnahmen, sondern auf die Entwick-
lung und Umsetzung umfassender Konzepte zur 
Sicherstellung von Teilhabe. 

Alle Ebenen, die mit der Bildung von Kindern und 
Jugendlichen zu tun haben, sind aufgefordert, daran 
mitzuwirken.
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6.2.1 Bund, Länder und Kommunen

Rahmenbedingungen Aufgaben Instrumente (Bsp.)

Bewusstseinsbildung 
und schaffen einer Kultur 
der Wertschätzung von 
Vielfalt und Inklusion

Übernahme von Verantwortung: 
Um den Rückstand der Bundesre-
publik Deutschland in Hinblick auf 
Chancengleichheit und Inklusion im 
Bildungssystem aufzuholen, über-
nehmen Bund, Länder und Kommu-
nen die gemeinsame Verantwortung 
für die Umsetzung der internationalen 
Abkommen.

Sensibilisierung: Politik, Verwaltung, 
Institutionen, Arbeitgeber und Gesell-
schaft werden für die Bedeutungen 
und Erfordernisse sozialer Inklusion 
generell und in ihrer jeweiligen Um-
setzung, auch für die länderspezifi-
sche Situation, sensibilisiert.

Selbstreflexion: Normierende und 
exkluierende Grundannahmen der 
politischen Struktur und in der gesell-
schaftlichen Praxis einschließlich ihrer 
Schnittstellen werden identifiziert und 
mögliche Veränderungen reflektiert.

Das bundesweite Monitoring zum 
Stand der Umsetzung der UN-Kon-
vention wird gemeinsam hinsichtlich 
möglicher Konsequenzen reflektiert.

Entsprechende Informationen und 
Konzepte werden erstellt und Kampa-
gnen durchgeführt.

Erarbeitung einer umfassenden Ana-
lyse hinsichtlich normierender und 
exkludierender Strukturen, z.B. des 
Prinzips des sonderpädagogischen 
Förderbedarfs

Gesetzliche und  
rechtliche Rahmen- 
bedingungen

Sozialgesetzgebung: Schaffung der 
notwendigen sozialpolitischen Rah-
menbedingungen auf Ebene des Ge-
setzgebers, so dass die Exklusion von 
Teilgruppen aufgehoben wird.

Schulgesetzgebung: Verankerung 
des Prinzips der Inklusion in den Ge-
setzgebungen aller Länder
• Schaffung der Voraussetzungen 

des Schulsystems
• Schaffung der innerschulischen 

Voraussetzungen
• Stärkung der Rechte von Kindern 

und Eltern gegenüber der Schule 

z.B. „Große Lösung“ im Hinblick auf 
die Zusammenführung von allen Kin-
dern und Jugendlichen im SGB VIII

z.B. Recht auf Besuch einer Regel-
schule für alle Kinder und Jugend-
lichen

z.B. Individualisierung von Lehrplänen 
und Lernzielen

z.B. Stärkung der Rechte durch Ein-
richtung von Schieds- und Ombuds-
stellen

Barrierefreiheit

Aufbau barrierefreier Strukturen 
in der physischen Umwelt sowie in 
Kommunikation und Information

Beachtung der Barrierefreiheit in allen 
öffentlichen Einrichtungen

Bereitstellen von barrierefreier Kom-
munikation und Information
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Rahmenbedingungen Aufgaben Instrumente (Bsp.)

Einsatz erforderlicher 
Ressourcen

Bereitstellung der notwendigen mate-
riellen und immateriellen Ressourcen 
für eine grundlegende Umstrukturie-
rung der Rahmenbedingungen

Abbau der Ressourcenvorbehalte der 
Länder und stattdessen Erarbeitung 
von Finanzierungsplänen; Kooperati-
on zwischen Bund und Ländern

Bereitstellung flexibler Ressourcen für 
Schulen und Klassen

Zur Verfügung stellen von Ressourcen 
für die Realisierung von Barrierefrei-
heit in Schulen

Entwicklung institutio-
neller Strukturen

Inklusion als Querschnittsaufgabe: 
Inklusion und inklusive Bildung wer-
den als ressortübergreifende Quer-
schnittsaufgabe etabliert. 

Aufbau partizipativer Strukturen: 
Alle Konzepte und Maßnahmen wer-
den unter Beteiligung der betroffenen 
Personen erarbeitet.

Erarbeitung aller Konzepte und Maß-
nahmen in ressortübergreifenden 
Arbeitskreisen unter Einbezug rele-
vanter Akteure.

Schaffung von Gremien und Instru-
mentarien der Partizipation

Qualifizierung

Ausbildung von Lehrkräften und 
Fachkräften der Sozialen Arbeit: 
Die Ausbildung von Fach- und Füh-
rungskräften für inklusive Schule in 
der Hochschulausbildung werden auf 
Landesebene vorangetrieben

Vermittlung der notwendigen Kompe-
tenzen zur Gestaltung von inklusiver 
Schule.

Überprüfung der Fachbereiche und 
Strukturen

Entwicklung angemes-
sener Maßnahmen

Standortbestimmung und For-
schung: Schaffen von empirischen 
Grundlagen zum Stand und zur Um-
setzung von inklusiver Schule

Erarbeitung angemessener Pro-
gramme und Regelstrukturen zur 
Implementierung inklusiver Schule

Durchführung von Situationsana-ly-
sen und Standortbestimmungen

Konzeption und Umsetzung von Maß-
nahmen, einschließlich Evaluation

Schaffung individualisierbarer Curri-
cula



41

6.2.2 Verbände und Träger der Sozialen Arbeit

Rahmenbedingungen Aufgaben Instrumente (Bsp.)

Bewusstseinsbildung 
und schaffen einer Kultur 
der Wertschätzung von 
Vielfalt und Inklusion

Konzeptionalisierung: Verbände und 
Träger der sozialen Arbeit leisten ei-
nen Beitrag zur Klärung von Begrif-
fen, Konzepten und Instrumenten der 
inklusiven Schule

Interne Sensibilisierung für das The-
ma inklusiver Bildung und die Bedeu-
tung von Inklusion; Etablierung einer 
internen Kultur der Wertschätzung 
für Vielfalt auf allen Ebenen

Reflexion vor dem Hintergrund von 
Inklusion und den Erfordernissen in-
klusiver Schule

Externe Sensibilisierung der gesell-
schaftlichen Akteure, auch dahinge-
hend, Vorstellungen von Normalität 
zu überdenken

Interne Reflexions- und Arbeitsgrup-
pen unter Beteiligung aller fachlichen 
Ebenen, idealerweise in Kooperation 
mit anderen Akteuren z.B. aus der 
Behindertenbewegung und dem Mi-
grationsbereich, zur Erstellung von 
Leitlinien

Arbeitskreise sowie Fort- und Weiter-
bildungsmaßnahmen für Fach- und 
Führungskräfte der Sozialen Arbeit, 
idealerweise in Zusammenarbeit mit 
den Kooperationspartnern

Reflexion interner Strukturen und Ori-
entierungen, z.B. Zielgruppenorientie-
rungen

Erstellung von Informationsmaterial, 
Studien und Expertisen zur Umset-
zung des Themas

Gesetzliche und recht-
liche Rahmenbedin-
gungen

Politikberatung zu den Erfordernis-
sen sozialer Inklusion

Transfer der Ergebnisse und Er-kennt-
nisse an die Politik, Erstellung von 
Aufforderungen

Barrierefreiheit

Aufbau barrierefreier Strukturen 
in der physischen Umwelt sowie in 
Kommunikation und Information

Beachtung der Barrierefreiheit in den 
Einrichtungen der Sozialen Arbeit, 
Bereitstellen von barrierefreier Kom-
munikation und Information

Einsatz erforderlicher 
Ressourcen

Überprüfen der bestehenden Finan-
zierungsmodelle

Sofern möglich Rejustierung und Er-
öffnung auch externer Finanzierungs-
quellen

Entwicklung institutio-
neller Strukturen

Überdenken und ggfs. Reorgani-
sation der internen Strukturen: In-
klusion als Querschnittsaufgabe sollte 
sich auch in den trägerinternen Struk-
turen wiederspiegeln.

Vernetzung und Kooperation: Zu-
sammenarbeit mit allen beteiligten 
Systemen

Partizipative Strukturen verankern: 
Alle Konzepte und Maßnahmen unter 
Beteiligung von Akteuren aus allen 
Gruppen erarbeitet und ggfs. umge-
setzt.

Unterstützungssysteme für Fach-
kräfte der Jugendsozialarbeit

Abkehr von der Zielgruppenorientie-
rung und ggfs. Restrukturierung der 
Kompetenzbereiche in den Träger-
strukturen hin zu heterogenen Teams

Weiterer Ausbau der Vernetzung und 
Kooperation mit allen Akteuren im Le-
bensumfeld von Kindern und Jugend-
lichen.

Ressortübergreifende Arbeitsgruppen 
unter Einbezug der Betroffenen

Supervision und Definition von Rol-
len und Aufgaben für Fach- und Füh-
rungskräfte 
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Rahmenbedingungen Aufgaben Instrumente (Bsp.)

Qualifizierung
Aus- und Weiterbildung für Fach-
kräfte der Sozialen Arbeit

Konzeption und Durchführung von 
Weiterbildungsveranstaltungen und 
Fachtagungen

Entwicklung angemes-
sener Maßnahmen

Entwicklung neuer Formen von An-
geboten: Das Prinzip der Inklusion 
spiegelt sich in der Entwicklung von 
Angeboten wieder.

Inklusive Formen der Unterstützung 
und angemessene Angebote und 
Maßnahmen werden weiterentwickelt

6.2.3 Schulen

Rahmenbedingungen Aufgaben Instrumente (Bsp.)

Bewusstseinsbildung 
und schaffen einer Kultur 
der Wertschätzung von 
Vielfalt und Inklusion

Leitgedanke: Anerkennung und 
Wertschätzung der Vielfalt von Schü-
lerinnen und Schülern als Leitprinzip.
 
Sensibilisierung und Bewusstseins-
bildung aller MitarbeiterInnen und 
SchülerInnen für Vielfalt als Normalität

Etablierung wertschätzender Kul-
turen: Alle Formen der Zusammen-
arbeit zwischen alle Ebenen sind von 
gleichberechtigter Zusammenarbeit 
und Wertschätzung geprägt

Gemeinsame Erarbeitung von Leit-
linien in Zusammenarbeit mit Lehr-, 
Fach- und Führungskräften, Schüle-
rInnen und Eltern

Etablierung von Arbeitskreisen, 
Durchführung von Projekten, Thema-
tisierung im Unterricht

Wertschätzung von Vielfalt äußert sich 
in allen Bereichen der schuli-schen 
Zusammenlebens und -arbeitens

Emotionale und soziale Aspekte des 
gemeinsamen Lebens und Lernens 
werden beachtet

Barrierefreiheit

Abbau von Barrieren:  Das schuli-
sche Umfeld ist so gestaltet, dass alle 
Kinder und Jugendlichen an allen An-
geboten teilnehmen können. Struk-
turen für die individuellen Bedarfe 
werden geschaffen.

Umsetzung baulicher Maßnahmen

Beachtung von sprachlichen Bar-rie-
ren, auch in der Arbeit mit Eltern

Ausrichtung des schulischen Um-
felds an den Bedarfen aller Schü-le-
rinnen und Schülern sowie der Mitar-
beitenden

Einsatz erforderlicher 
Ressourcen

Überprüfen der bestehenden Finan-
zierungsmodelle

Sofern möglich Rejustierung und Er-
öffnung auch externer Finanzierungs-
quellen



43

Rahmenbedingungen Aufgaben Instrumente (Bsp.)

Entwicklung institutio-
neller Strukturen

Entwicklung inklusiver Lernarran-
gements: Lernen wird so gestaltet, 
dass alle Schülerinnen und Schüler 
daran teilnehmen können

Entwicklung inklusiver Lehrformen, 
die die Beteiligung aller Schülerinnen 
und Schüler sowie gegenseitiges Ler-
nen ermöglichen und fördern.

Aufbau partizipativer Strukturen: 
Beteiligungs- und gemeinsame Ent-
scheidungsformen auf allen Ebenen 
werden unterstützt

Etablierung von Unterstützungs-
strukturen: Assistenz für das ge-
meinsame Leben und Lernen wird 
strukturell verankert.

Kooperation und Vernetzung: Wei-
terer Ausbau der Vernetzung mit allen 
beteiligten Akteuren aus dem Leben-
sumfeld von Kindern und Ju-gend-
lichen

Qualitätssicherung und Evaluati-
on: Evaluation ist ein selbstverständ-
licher Bestandteil von Schulentwick-
lung. 

Einrichtung heterogener Lerngruppen 
statt Sonderklassen für verschiedene 
Gruppen

Durchführung von Lernen inner-  und 
außerhalb des Unterricht in hetero-
genen Lehrteams, auch unter Einbe-
zug der Jugendsozialarbeit

Aufbau von heterogenen Teams zur 
Schulentwicklung

Aufbau von heterogenen Teams zur 
Lösung von Problemstellungen und 
Konflikten

Aufbau von individuellen, tempo-
rären und situativen Formen der Un-
terstützung 

Jugendhilfe und Jugendsozialarbeit, 
Eltern, Wirtschaft u.a. sind Partner im 
Prozess der Schulentwicklung in ge-
meinsamen Gremien und Formen der 
Entscheidungsfindung

Regelmäßige Standortbestimmun-
gen und Evaluationen. Die Ergebnisse 
gehen in die Schulentwicklung ein.

Qualifizierung

Unterstützung der Fort- und Weiter-
bildung von Lehrkräften, Fachkräften 
und allen MitarbeiterInnen

Organisation gemeinsamer Maß-
nahmen und Fortbildungen für (neue) 
Lehr- und Fachkräften sowie Mitar-
beiterInnen

Entwicklung angemes-
sener Maßnahmen

Entwicklung einer Schulkonzeption 
zur Umsetzung einer vielfältig gestal-
teten Bildung auf allen Ebenen

Einsatz angemessener Maßnahmen, 
auch im Rahmen von Jahresplä-
nen zur Entwicklung einer inklusiven 
Schule
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6.2.4 Jugendsozialarbeit

Rahmenbedingungen Aufgaben Instrumente (Bsp.)

Bewusstseinsbildung 
und schaffen einer Kultur 
der Wertschätzung von 
Vielfalt und Inklusion

Kultur der Wertschätzung mit jedem 
Individuum, für die Eltern, für das So-
ziale Umfeld und für die Zusammen-
arbeit untereinander und mit Fach-, 
Lehr- und Führungskräften anderer 
Bereiche.

Vielfalt wird in Projekten und Maßnah-
men thematisiert und aufgenommen, 
Konflikte werden bearbeitet.

Einsatz erforderlicher 
Ressourcen

Überprüfen von zeitlichen Ressour-
cen

Beachtung der neuen Erfordernisse 
bei der Erstellung von Zeitplanung

Entwicklung institutio-
neller Strukturen

Mitarbeit an der Schulentwicklung 
und der Gestaltung einer inklusi-
ven Schule, auch im Rahmen von 
Teamstrukturen

Vernetzung und Kooperation: Ju-
gendsozialarbeit steht an der Schnitt-
stelle der Lebensumfelder von Kin-
dern und Jugendlichen und nimmt 
dahingehend eine zentrale Stelle in 
der Vernetzung und Kooperation ver-
schiedener Akteure ein.

Mitarbeit in Teams und Mitgestal-tung 
inklusiver Schule

Intensive Vernetzung mit weiteren Ak-
teuren und Aufbau gemeinsamer An-
gebote

Qualifizierung
Reflexion des eigenen Weiterbil-
dungsbedarfs

Teilnahme an Fort- und Weiterbil-
dungen

Entwicklung angemes-
sener Maßnahmen

Zielsetzung: Die Wahrnehmung und 
Wertschätzung von Vielfalt zu fördern, 
wird als zentrales Ziel der Jugendso-
zialarbeit verankert.

Leitendes Prinzip für die Etablierung 
von Zusammenarbeit und Maßnah-
men ist eine inklusive und diskursive 
Haltung

Entwicklung inklusiver Angebote: 
Angebote der Jugendsozialarbeit sind 
so gestaltet, dass alle Schülerinnen 
und Schüler daran teilnehmen kön-
nen.

Beratungs- und Unterstützungs-
angebote: Jugendsozialarbeit steht 
sowohl für die innerschulische Bera-
tung als auch für die Beratung von El-
tern zur Verfügung.

Reflexion bestehender und Konzep-
tion neuer Maßnahmen vor dem Hin-
tergrund inklusiver Prinzipien

Alle Maßnahmen werden gemeinsam 
erarbeitet und gestaltet

Abkehr von der Zielgruppenorientie-
rung und Einbezug inklusiver Kon-
zepte in die Angebotsgestaltung

Aufbau von Beratungs- und Unter-
stützungsangebote unter Partizipati-
on aller beteiligten Akteure
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Rahmenbedingungen Aufgaben Instrumente (Bsp.)

Individuelle und professi-
onelle Haltung

Selbstreflexion: Lehr-, Fach- und 
Führungskräfte reflektieren eigene 
normative Haltungen

Rollendefinition: Die eigene Rolle als 
Fachkraft bzw. Lehrkraft wird vor dem 
Hintergrund neuer Anforderungen in 
Zusammenarbeit mit den Trägern neu 
definiert

Ständiges Überprüfen der eigenen 
Vorstellungen 

Teilnahme an Fort- und Weiterbil-
dungen und Übernahme der Ergeb-
nisse in professionelles Selbstver-
ständnis
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7 Abschließende Bemerkungen

7.1 Zusammenfassung der Ergebnisse

Mit der Diskussion der Anerkennung von Pluralität, 
Heterogenität und Chancengleichheit in Bildung, die 
u.a. mit der Erklärung der UNESCO in Salamanca 
1994 „Pädagogik für besondere Bedürfnisse: Zu-
gang und Qualität“ breite internationale Anerkennung 
fand, ist die Inklusion von Kindern und Jugendlichen, 
die aufgrund verschiedener Merkmale aus einem ge-
meinschaftlichen Schulsystem ausgeschlossen wer-
den, schrittweise in den Fokus gerückt.

In diesem Prozess kann es nicht das Ziel sein, dass 
der Einzelne danach strebt, im Ausbau seiner un-
terschiedlichen und auch informellen Kompetenzen 
eine gemeinsame Messlatte zu erreichen. Vielmehr 
ist es notwendig, dass sich das Individuum im Rah-
men seiner Fähigkeiten und Neigungen entwickeln 
kann.  

Ziel des Prozesses ist aber nicht mehr ein Zustand 
der Anpassung, in der Personen und Gruppen dazu 
befähigt werden, sich in bestehende Strukturen und 
Normvorstellungen einzufügen, sondern die soziale 
Inklusion. Soziale Inklusion bedeutet, dass Struk-
turen so beschaffen sind, dass Vielfalt als Normalität 
anerkannt und als Ressource gewürdigt ist, so dass 
sich jeder innerhalb seiner Ausgangsbedingungen in 
die Gesellschaft einbringen kann.

Die Erweiterung des Bildungsbegriffs mit den Kon-
zepten der außerschulischen non-formalen und der 
informellen Bildung ist schon seit einiger Zeit Gegen-
stand der fachlichen und politischen Diskussion (z.B. 
in der Lifelong-Learning-Debatte). Dieser Bildungs-
begriff bezieht die gesamte Persönlichkeitsentwick-
lung mit ein. 

„Bildung“ beinhaltet demzufolge „die Entwicklung 
und Entfaltung derjenigen Fähigkeiten, die Men-
schen in die Lage versetzen:

• zu lernen

• Leistungspotenziale zu entwickeln

• zu handeln

• Probleme zu lösen und 

• Beziehungen zu gestalten“ (Holz 2011) 

Vor diesem erweiterten Bildungsbegriff ist Lernen 
nicht mehr Sache des Einzelnen, sondern es besteht 
die Notwendigkeit umfassender und gegenseitiger 
Lernprozesse auf allen Ebenen. Lernen kann dem-
zufolge als 

• Aufnahme, Verarbeitung, Speicherung und Ent-
wicklung von Erfahrungen

• Potenzialentwicklung

• Vermittlung von Wissen und Aneignung von Kom-
petenzen begriffen werden (vgl. Stroot 2009). 

Damit einher geht eine grundlegende Restrukturie-
rung eines Leistungsverständnisses, von Schule und 
Unterricht, Lehrplänen, Lernzielen, Curricula und der 
Diskussion um „Standards“ in der Bildung. Damit 
wird eine „Bildung für Vielfalt“ nicht nur zum Lern-
prozess von Schülerinnen und Schülern, sondern 
für alle beteiligten Individuen (Lehr-, Fach- und Füh-
rungskräfte, Eltern), Gruppen (Klassen, Lehrerschaft 
etc.), den Bildungsbereich und das gesellschaftliche 
Gesamtsystem.

Auch die Zielvorstellungen eines gelingenden Um-
gangs mit Vielfalt sind im Wandel begriffen: Während 
derzeit noch vorrangig schulbegleitende Unterstüt-
zungsmaßnahmen zur Förderung meist einzelner 
Gruppen im Vordergrund stehen, sollten langfristige 
Überlegungen darauf ausgerichtet sein, die Rahmen-
bedingungen von Schule so zu gestalten, dass Diver-
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sität als Normalzustand begriffen und die Vielfalt als 
Ressource genutzt wird. Während das traditionelle 
Verständnis und der Auftrag an Schule als normie-
rende gesellschaftliche Instanz noch strukturell ver-
ankert ist, steht das „neue“ Verständnis von Schule 
als „Bildungspartner“ im gesamtgesellschaftlichen 
System vor der Frage nach der Gestaltung neuer 
Rahmen- und Gelingensbedingungen.12

Gerade die Jugendsozialarbeit ist ein zentraler 
Partner in diesem Prozess des Wandels in der Bil-
dungslandschaft: Aus dem grundlegenden Auftrag 
von sozialer Arbeit, die negativen Auswirkungen von 
gesellschaftlichen Differenzierungsprozessen auszu-
gleichen (Olk/Bathke/Hartnuß 2000: 15) ergibt sich 
die Möglichkeit, einen inklusiven Umgang mit Vielfalt 
an Schulen zu verankern. 

12 s. z.B. Unesco 2005: Convention on the Protection and Promotion of the Diversity of Cultural Expressions. www.unesco.org, Letzter Zugriff am 14.11.2011.

Allerdings ist dafür auch für die Jugendsozialarbeit 
ein Umdenken notwendig. Während aufgrund der 
Fokussierung auf benachteiligte Jugendliche derzeit 
in erster Linie schulbegleitende und zielgruppenspe-
zifische Angebote vielerorts in Vordergrund stehen, 
ist zu bedenken, wie ein struktureller Umbau erfol-
gen kann, der in Weiterentwicklung der integrativen 
Konzepte soziale Inklusion und damit „Bildung für 
alle“ ermöglicht. Auch die Jugendsozialarbeit ist da-
bei auf einen weiteren Ausbau von Kooperation und 
Netzwerkarbeit angewiesen. Dies beinhaltet nicht 
nur die Zusammenarbeit mit den Schulen, sondern 
auch eine Verankerung sozialinklusiver Konzepte im 
Selbstverständnis der Träger.
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7.2 Anregungen für die Jugendsozialarbeit

Damit Jugendsozialarbeit ein Partner in diesem Pro-
zess sein kann, ist auch für viele Verbände und Träger 
der Jugendhilfe und besonders der Jugendsozialar-
beit ein Überdenken der bestehenden Strukturen er-
forderlich. Diese kann in mehreren Schritten erfolgen:

• Insgesamt wird eine Positionsbestimmung in-
nerhalb des eigenen Verbands und der Träger als 
sinnvoll erachtet. Drei Ebenen sind Bestandteil 
der Positionsbestimmung: 

 – die Formulierung von Begriffen und Prinzipien 
auf Verbands- und Trägerebene, 

 – die Integration in die Leitlinien von Verbänden 
und Trägern,

 – die Bestandsaufnahme bestehender Normen 
und Praktiken sowie deren Reflexion 

• Auf Basis dieser Positionsbestimmung kann eine 
Entwicklung von inklusiven Strukturen auf 
Verbands- und Trägerebene erfolgen. Dazu ge-
hört z.B.:

 – die Überprüfung der bestehenden Strukturen, 
besonders in Hinblick auf die Zielgruppenori-
entierung

 – die Bearbeitung der anstehenden Verände-
rungen in ressort- und fachbereichsübergrei-
fenden Arbeitsgruppen

 – die Umsetzung von Inklusion als Quer-
schnittsaufgabe und ggfs. die Rejustierung 
bestehender Strukturen

• Vor diesem Hintergrund kann eine Erarbeitung 
inklusiver Konzepte erfolgen, z.B. durch

 – Etablierung partizipativer Strukturen, inner-
halb derer die Konzepte unter Beteiligung al-
ler betroffenen Akteure erarbeitet werden,

 – Schaffen von inklusiven Angebotsstrukturen, 
die dazu dienen, das Konzept inklusiver 
Schule in die Praxis umzusetzen,

 – die Anpassung von Unterstützungsstrukturen 
von Kindern und Jugendlichen an die Erfor-
dernisse der Prinzipien der Inklusion. 

• Um diese Konzepte in die Praxis umzusetzen, ist 
eine kontinuierliche Unterstützung der Fach-
kräfte der Jugendsozialarbeit notwendig, z.B. 
durch

 – kontinuierliche Fort- und Weiterbildungsange-
bote für Fach- und Führungskräfte

 – Supervision und Rückhalt bei der Definition 
neuer Rollen und Arbeitsteilungen sowie

 – das Bereitstellen personeller sowie zeit- und 
sachlicher Ressourcen.

 – Vernetzung und Kooperation

• Ebenso ist es Aufgabe der Sozialen Arbeit, die 
gesellschaftliche Bewusstseinsbildung voran-
zutreiben. Dies kann z.B. geschehen durch

 – Vernetzung und Kooperation mit allen Ak-
teuren im Lebensumfeld von Kindern und Ju-
gendlichen,

 – das Erstellen von barrierefreiem Informations-
material, auch in den Internetauftritten,

 – die weitere Sensibilisierung von Politik, Ver-
waltung, Wirtschaft und weiteren Akteuren für 
die Erfordernisse inklusiver Schule.
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7.3 Weiterführende Fragestellungen

Verfolgen Schule und Jugendsozialarbeit die ge-
meinsame Zielsetzung einer vielfältig gestalteten Bil-
dung und einer inklusiven Schule mit dem Ziel einer 
Teilhabe für alle, rücken jedoch auch weiterhin ver-
schiedene zentrale Fragen in den Mittelpunkt:

• Entwicklung der empirischen Grundlagen: Zu 
den Wirkungsweisen von inklusiven Maßnahmen 
liegen bisher noch wenige Ergebnisse vor. Eine 
zentrale Aufgabe stellt sich daher in der Durch-
führung von Wirkungsanalysen, um zielgerichte-
te Angebote zu entwickeln.

• Inhaltliche Fragen zu möglichen „Grenzen der In-
klusion“: Wie kann Unterstützung inklusiv gestal-
tet sein und die Vielfalt des Unterstützungsbe-
darfs abdecken? Wie kann der oder die Einzelne 
vor überfordernden Ansprüchen an Flexibilität 
geschützt werden? (vgl. AFET und IGfH 2011: 3)  

• Die Bereitstellung von Ressourcen durch die 
Politik ist unabdingbarer Bestandteil der Um-
setzung inklusiver Schule. In Zeiten einer ange-
spannten Finanzsituation stellt sich dennoch die 
Frage, wie zusätzliche Ressourcen erschlossen 
sowie alternative  Förder- und Finanzierungsmo-
delle umgesetzt werden können. 

Den Gestaltungsprozess, der für eine Teilhabe für an 
den Bildungsprozessen und für ein Erreichen sozi-
aler Inklusion notwendig ist, kann kein System alleine 
bewältigen. Es ist vielmehr die Aufgabe aller Betei-
ligten, den Bildungseinrichtungen, der Jugendso-
zialarbeit, Lehr-, Fach- und Führungskräften, Eltern 
sowie Schülerinnen und Schülern das Umfeld Schule 
so zu gestalten, dass soziale Inklusion möglich wird.
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